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							1 Das Richtige tun

				Im Sommer 2004 tobte der Hurrikan Charley aus dem Golf von Mexiko über Florida hinweg Richtung Atlantik. Der Sturm forderte 22 Menschenleben und verursachte Schäden in Höhe von elf Milliarden Dollar.[1] Außerdem zog er eine Debatte über Preistreiberei nach sich.
Eine Tankstelle in Orlando verkaufte Zwei-Dollar-Eispakete für zehn Dollar. Es war Mitte August, und ohne Strom für Kühlschränke und Klimaanlagen hatten viele Leute keine andere Wahl, als den Aufpreis zu bezahlen. Umgestürzte Bäume führten zu einer erhöhten Nachfrage nach Kettensägen und Dachreparaturen. Unternehmen boten an, zwei Bäume vom Dach eines Hausbesitzers abzuräumen – für 23000 Dollar. Läden, die kleine Stromgeneratoren normalerweise für 250 Dollar anboten, verlangten dafür nun 2000 Dollar. Einer 77-Jährigen, die zusammen mit ihrem noch älteren Gatten und ihrer behinderten Tochter vor dem Hurrikan floh, nahm man 160 Dollar pro Nacht für ein Motelzimmer ab, das sonst 40 Dollar kostet.[2]
Viele Einwohner Floridas waren wegen der überhöhten Preise verärgert. Eine Schlagzeile der USA Today lautete: »Nach dem Sturm kommen die Geier.« Ein Bewohner, dem man erklärte, es koste 10500 Dollar, einen umgestürzten Baum von seinem Dach zu entfernen, brachte das Unbehagen der Menschen auf den Punkt: Es sei einfach nicht inOrdnung, wenn Leute versuchten, »aus Not und Elend anderer Menschen Kapital zu schlagen«. Charlie Crist, der Justizminister von Florida, schloss sich dieser Meinung an: »Es erstaunt mich, wie viel Gier in der Seele mancher Leute wohnen muss, dass sie bereit sind, von Menschen zu profitieren, die unter den Folgen eines Hurrikans leiden.«[3]
In Florida gibt es ein Gesetz gegen Preiswucher, und im Gefolge des Hurrikans gingen bei den Behörden mehr als 2000 Beschwerden ein. Einige davon führten zu erfolgreichen Gerichtsverfahren. Ein Hotel in West Palm Beach musste 70000 Dollar an Strafen und Entschädigungen bezahlen, weil es seinen Kunden zu viel abgenommen hatte.[4]
Als Crist sich anschickte, dem Gesetz gegen Preiswucher tatsächlich Geltung zu verschaffen, brachten einige Ökonomen vor, dieses Gesetz – und die öffentliche Aufregung – beruhten auf einer falschen Annahme. Während im Mittelalter die Philosophen und Theologen glaubten, dass der Austausch von Gütern durch einen »gerechten Preis« geregelt sein solle, der den Dingen aufgrund von Tradition oder einem ihnen innewohnenden Wert zukomme, würden in Marktgesellschaften die Preise durch Angebot und Nachfrage festgelegt. So etwas wie einen »gerechten Preis«, so die Ökonomen, gebe es einfach nicht.
Thomas Sowell, ein Vertreter des freien Marktes, bezeichnete Preiswucher als »emotionsmächtigen, aber ökonomisch bedeutungslosen Begriff. Die meisten Ökonomen schenken ihm keine Beachtung, weil er zu wirr erscheint, als dass man sich mit ihm befassen müsste.« In der Zeitung Tampa Tribune versuchte Sowell sogar zu erklären, »wie Preiswucher den Menschen in Florida hilft«. Die Menschen sprächen von Wucher, »wenn die Preise erheblich höher sind als gewohnt«, schrieb Sowell. Doch das Preisniveau, »an das wir gewöhnt sind, ist in moralischer Hinsicht nicht besser oder fairer als die Preise, die der Hurrikan nach sich zieht«.[5]
Höhere Preise für Eis, Mineralwasser, Dachreparaturen, Notstromaggregate und Motelzimmer hätten, so Sowell, den Vorteil, dass sie die Nutzung dieser Dinge durch Verbraucher begrenzten und die Anreize für weit entfernte Anbieter erhöhten, die nach dem Hurrikan am dringendsten benötigten Güter und Dienstleistungen bereitzustellen. Wenn die Bewohner Floridas in der Augusthitze mit Stromausfällen konfrontiert seien und ein Sack Eis zehn Dollar bringe, würden Eisfabriken es lohnendfinden, mehr davon zu produzieren und nach Florida zu verfrachten. Nichts an den Preisen sei ungerecht – sie gäben einfach den Wert wieder, den Käufer und Verkäufer den Dingen beimäßen, die sie tauschten.[6]
Mit ähnlichen Argumenten wandte sich der Marktliberale Jeff Jacoby in einem für den Boston Globe verfassten Kommentar gegen Gesetze zur Einschränkung von Preiswucher: »Es ist kein Wucher, wenn man verlangt, was der Markt hergibt. Das ist weder gierig noch unverfroren. Es ist die Art, in der Güter und Dienstleistungen in einer freien Gesellschaft verteilt werden.« Wie Jacoby einräumte, seien »die Preisspitzen empörend, besonders für jemanden, dessen Leben soeben durch einen todbringenden Sturm aus der Bahn geworfen wurde«. Doch die Empörung rechtfertige keinen Eingriff in die Mechanismen des freien Marktes. Dadurch, dass die scheinbar exorbitanten Preise Anreize für Anbieter schüfen, mehr dieser notwendigen Güter herzustellen, »bringen sie mehr Nutzen als Schaden«. Seine Folgerung: »Floridas Wiederaufbau wird nicht beschleunigt, indem man die Verkäufer verteufelt, sondern indem man ihnen freie Hand lässt.«[7]
In einem Gastkommentar der Zeitung in Tampa verteidigte Justizminister Crist (ein Republikaner, der 2006 zum Gouverneur Floridas gewählt wurde) hingegen das Gesetz gegen Preiswucher: »In Notzeiten darf die Regierung nichtzulassen, dass Menschen, die mit ihrer Familie vor einem Hurrikan fliehen, für grundlegende Versorgungsgüter unzumutbare Preise abverlangt werden.«[8] Crist wies die Vorstellung zurück, diese »unzumutbaren« Preise stünden für einen wirklich freien Tausch:

					Hier liegt keine normale freie Marktsituation vor, in der sich Käufer und Verkäufer freiwillig auf einen Preis einigen, der auf Angebot und Nachfrage beruht. In einer Notlage stehen die Käufer unter Zwang. Sie sind unfrei. Was sie an Notwendigem beschaffen – etwa sichere Unterkünfte – kaufen sie notgedrungen.[9]

				
Die Debatte über Preiswucher, die nach dem Hurrikan Charley aufkam, wirft schwierige Fragen zur Moral und zum Recht auf: Ist es falsch, wenn Verkäufer von Waren und Dienstleistungen eine Naturkatastrophe ausnutzen und verlangen, was der Markt hergibt? Und wenn ja, was sollte der Gesetzgeber dagegen unternehmen? Sollte der Staat Preiswucher verbieten, selbst wenn er damit in die Freiheit der Käufer und Verkäufer eingreift, untereinander nach Belieben Geschäfte abzuschließen?

					
						Gemeinwohl, Freiheit und Tugend

					
					Bei diesen Fragen geht es nicht nur darum, wie wir miteinander umgehen sollten. Es geht auch darum, wie das Recht lauten und wie die Gesellschaft organisiert werden sollte. Es geht um Fragen der Gerechtigkeit. Um sie beantworten zu können, müssen wir herausfinden, was Gerechtigkeit bedeutet. Eigentlich haben wir damit schon begonnen. Sieht man sich die Diskussion über Preiswucher genauer an, wird man bemerken, dass die Argumente für und gegenGesetze zum Preiswucher sich um drei Leitgedanken drehen: die Mehrung des Gemeinwohls, die Achtung vor der Freiheit und die Förderung der menschlichen Tugenden. Jede dieser Vorstellungen verweist auf einen jeweils anderen Ansatz, über Gerechtigkeit nachzudenken.

					Das Standardargument für freie Märkte beruht auf zwei Behauptungen – eine betrifft das Gemeinwohl, die andere die Freiheit. Die erste Behauptung lautet: Märkte fördern das Wohl einer Gesellschaft insgesamt, weil sie Menschen Anreize bieten, hart zu arbeiten und damit die Güter bereitzustellen, die andere Menschen sich wünschen. Märkte mehren den Wohlstand und dienen damit dem Gemeinwohl. Die zweite Behauptung: Märkte respektieren die Freiheit des Einzelnen; anstatt Gütern und Leistungen einen bestimmten Wert aufzuzwingen, lassen Märkte die Menschen selbst entscheiden, welchen Wert sie den Dingen beimessen wollen, die sie tauschen.

					Und wie halten es die Befürworter der Gesetze gegen Preiswucher? Erstens bringen sie vor, dem Gemeinwohl der Gesellschaft sei durch die in schwierigen Zeiten überhöhten Preise nicht wirklich gedient. Selbst wenn höhere Preise für eine größere Gütermenge sorgten, müsse das gegen die Last abgewogen werden, die man den Armen aufbürde. Für Begüterte mag es so gesehen ärgerlich sein, die aufgrund des Sturms aufgeblähten Preise für den Liter Benzin oder das Hotelzimmer zu bezahlen. Für Menschen mit bescheidenen Mitteln stellen diese Preise jedoch eine wirkliche Härte dar, die sie sogar dazu bringen könnte, lieber inmitten der Katastrophe auszuharren, als sich in Sicherheit zu bringen. Jede Bewertung des Gemeinwohls müsse den Schmerz und das Leid jener einbeziehen, die in einem Notfall ihre Grundbedürfnisse nichtmehr befriedigen könnten, weil das zu viel kostet.

					Zweitens, so behaupten die Befürworter der Gesetze gegen Preiswucher, sei der freie Markt unter bestimmten Umständen nicht wirklich frei. Wenn jemand mit seiner Familie vor einem Hurrikan flieht, so argumentiert Crist, dann ist der überhöhte Preis für Benzin oder Unterkunft nicht wirklich Ausdruck eines freien Austauschs. Es handelt sich eher um Erpressung. Um entscheiden zu können, ob Gesetze gegen Preiswucher gerechtfertigt sind, müssen wir also diese unterschiedlichen Vorstellungen von Gemeinwohl und Freiheit gegeneinander abwägen.

					Doch es gibt noch ein weiteres Argument. Ein großer Teil der öffentlichen Unterstützung für Gesetze gegen Preiswucher speist sich aus einer tiefer liegenden Quelle. Die Menschen empören sich über »Geier«, die die verzweifelte Lage anderer ausnutzen; sie wollen sie bestraftsehen, nicht belohnt. Derlei Empfindungen werden oft als atavistische Gefühle abgetan, die in der Politik oder in den Gesetzen nichts zu suchen hätten. In Jacobis Worten: »Floridas Wiederaufbau wird nicht beschleunigt, indem man die Verkäufer verteufelt.«[1]

					Doch die Empörung über Preistreiber ist mehr als unbedachter Ärger. Sie verweist auf eine durchaus ernstzunehmende Argumentation. Empörung ist jener besondere Zorn, den man empfindet, wenn man glaubt, jemand bekomme etwas, was ihm nicht zustehe. Empörung dieser Art ist Zorn über Ungerechtigkeit.

					Als Crist davon sprach, welche »Gier in der Seele mancher Leute wohnen muss, dass sie bereit sind, von Menschen zu profitieren, die unter den Folgen eines Hurrikans leiden«, rührte er an die moralische Quelle dieser Empörung. Zumindest implizit gab er seinen Lesern zu verstehen: Gier ist ein Laster, eine schlechte Lebensart, besonders dann, wenn die Menschen dadurch blind für die Leiden anderer werden. Und sie ist mehr als ein individuelles Laster – sie widerspricht den Werten der Zivilgesellschaft. In stürmischen Zeiten rückt eine gute Gesellschaft zusammen. Anstatt nach maximalen Vorteilen zu streben, geben die Menschen aufeinander acht. Eine Gesellschaft, in der Menschen während einer Krise ihre Nachbarn ausbeuten, ist keine gute Gesellschaft. Deshalb ist exzessive Gier ein Laster, das es zu bekämpfen gilt. Gesetze gegen Preiswucher können die Gier zwar nicht verhindern, aber zumindest ihre unverfrorensten Auswüchse eindämmen und zeigen, dass die Gesellschaft sie missbilligt. Eine Gesellschaft, die gieriges Verhalten eher bestraft als belohnt, fördert die Tugend, miteinander zu teilen und Opfer für das Gemeinwohl gemeinsam zu tragen.

					Obwohl dieses Argument einleuchtet, heißt das natürlich nicht automatisch, dass es stets Vorrang vor konkurrierenden Überlegungen haben muss. In manchen Fällen könnte man auch zu dem Schluss kommen, eine vom Hurrikan getroffene Gemeinschaft sollte einen Pakt mit dem Teufel schließen – also Wucherpreise gestatten, weil man hofft, damit eine Armee von Dachdeckern und anderen Aufbauspezialisten auf den Plan zu rufen, sogar um den Preis, dass man damit Gier billigt. Erst werden also die Dächer repariert, um das soziale Gefüge kümmern wir uns später. Trotzdem ist festzuhalten, dass die Debatte über Gesetze gegen Preiswucher – neben Fragen des Gemeinwohls und der Freiheit – tuch immer die von uns geteilten Werte thematisiert. Es geht um die Frage, wie man die Einstellungen, Voraussetzungen und Charaktereigenschaften kultiviert, die in einer guten Gesellschaft wünschenswert sind.

					Manche Menschen, darunter auch viele, die Gesetze gegen Preiswucher befürworten, empfinden beim Tugend Argument Unbehagen. Der Grund: Es scheint stärker wertend vorzugehen als Argumente, die sich auf das Allgemeinwohl und die Freiheit berufen. Die Frage, ob eine bestimmte Politik die wirtschaftliche Erholung beschleunigt oder wirtschaftliches Wachstum befeuert, lässt sich weitgehend wertfrei klären. Denn man geht davon aus, dass alle lieber mehr als weniger verdienen. Dabei ist es ganz egal, wie die Menschen ihr Geld ausgeben. Ähnlich verhält es sich mit der Frage, ob Menschen in einer Notlage wirklich frei entscheiden können – sie erfordert nicht, diese Entscheidungen zu bewerten. Die Frage ist lediglich, ob oder in welchem Ausmaß Menschen frei oder eben notgedrungen handeln.

					Dagegen beruht das Tugend-Argument auf dem Werturteil, dass Gier ein Laster sei, das der Staat nicht auch noch ermutigen sollte. Doch wer entscheidet darüber, was Tugend und was Laster ist? Lässt sich darüber in pluralistischen Gesellschaften nichttrefflich streiten? Und ist es nicht gefährlich, Werturteile per Gesetz durchzusetzen? Angesichts dieser Problematik halten viele Menschen daran fest, dass die Regierung in Fragen der Tugenden und der Laster neutral zu sein hat und nicht versuchen sollte, gute Einstellungen zu fördern und schlechten entgegenzuwirken.

					Wenn wir also unseren Reaktionen auf Preiswucher nachspüren, sehen wir uns in verschiedene Richtungen gezogen: Wir sind empört, wenn Menschen etwas bekommen, was ihnen nichtzusteht; Gier, die menschliches Elend ausnutzt, denken wir, sollte bestraft und nicht belohnt werden. Und doch sind wir besorgt, wenn Werturteile Eingang in die Gesetzgebung finden.

					Dieser Zwiespalt verweist auf eine der großen Fragen der politischen Philosophie: Soll eine gerechte Gesellschaft danach streben, die Tugend ihrer Bürger zu fördern? Oder sollte das Gesetz gegenüber konkurrierenden Entwürfen neutral sein, damit die Bürger selbst frei entscheiden können, wie sie am besten leben?

					Folgt man den Erklärungen aus den Lehrbüchern, scheidet sich an dieser Frage das politische Denken des Altertums von dem der Neuzeit. Das ist nicht ganz falsch. Wie Aristoteles lehrt, bedeutet Gerechtigkeit, den Menschen zu geben, was ihnen zusteht. Und um festzustellen, wem was zusteht, müssen wir bestimmen, welche Tugenden es wert sind, belohnt zu werden. Aristoteles besteht darauf, dass wir nicht herausfinden können, was eine gerechte Verfassung ist, ohne zuerst zu entscheiden, wie wir leben wollen. Für ihn kann das Gesetz gegenüber Fragen des richtigen Lebens nicht neutral sein.

					Moderne politische Philosophen – von Immanuel Kant im 18. bis John Rawls im 20. Jahrhundert – bringen hingegen vor, die Grundsätze der Gerechtigkeit sollten nicht auf irgendwelchen spezifischen Wertvorstellungen beruhen. Eine gerechte Gesellschaft achte vielmehr die Freiheit des Einzelnen, die eigene Vorstellung vom guten Leben selbst zu wählen.

					Man könnte also sagen, dass die alten Theorien zur Gerechtigkeit mit der Tugend beginnen, die modernen dagegen mit der Freiheit. In den folgenden Kapiteln erkunden wir Stärken und Schwächen beider Ansätze. Es lohnt sich jedoch, gleich zu Beginn darauf hinzuweisen, dass uns dieser historische Gegensatz in die Irre führen kann.

					Denn wenn wir unseren Blick auf jene Argumente richten, die in den aktuellen politischen Diskussionen eine Rolle spielen – nicht unter Philosophen, sondern unter gewöhnlichen Leuten – sehen wir ein komplizierteres Bild. Zwar herrschen die Argumente vor, in denen es um unseren Wohlstand oder die Freiheit des Einzelnen geht, aber hinter diesen Argumenten (und manchmal im Widerstreit mit ihnen) können wir oft die Werturteile und Überzeugungen der Diskutanten ausmachen. Implizit geht es auch immer um die Frage, welche Tugenden belohnt und welche Lebensweise von einer guten Gesellschaft gefördert werden sollten.

					Wie wir es auch drehen und wenden: Den auf Werturteilen beruhenden Wesenszug der Gerechtigkeit können wir nicht ganz abschütteln. Die Überzeugung, dass Gerechtigkeit sicher ohne Freiheit, aber eben auch ohne Tugend nicht zu haben sei, reicht tief. Wenn wir über Gerechtigkeit nachdenken, scheinen wir dadurch unausweichlich gezwungen zu sein, über die beste Lebensführung nachzudenken.

				
					
						Womit verdient man sich ein Purple Heart?

					
					Bei manchen Themen ist nur allzu offensichtlich, dass es um Fragen von Tugend und Ehre geht. Nehmen wir die jüngste Debatte darüber, wer das Purple Heart verdient. Seit 1932 hat das Militär der USA diesen Orden an Soldaten verliehen, die im Kampfdurch Feindeinwirkung verwundet oder getötet wurden. Neben der Ehrung erhalten die Geehrten auch spezielle Vorrechte in Kliniken für Veteranen.

					Seit Beginn der aktuellen Kriege im Irak und in Afghanistan wurde bei einer zunehmenden Zahl von Soldaten eine Posttraumatische Belastungsstörung diagnostiziert. Zu den Symptomen zählen wiederkehrende Alpträume, schwere Depressionen und Suizidgefahr. Wie es heißt, leiden derzeit mindestens 300000 Veteranen an posttraumatischem Stress oder schweren Depressionen. Fürsprecher dieser Veteranen haben vorgeschlagen, auch sie sollten für den Purple Heart-Orden in Frage kommen, da psychische Verletzungen mindestens ebenso quälend sein können wie körperliche Wunden.[1]

					Nachdem eine Beraterkommission die Frage untersucht hatte, verkündete das Pentagon 2009, das Purple Heart bleibe den Soldaten mit körperlichen Wunden vorbehalten. Veteranen, die an psychischen Störungen und Traumata litten, kämen nicht in Frage, auch wenn ihnen seitens der Regierung eine medizinische Behandlung und Behindertenrenten zustünden. Das Pentagon lieferte zwei Begründungen für diese Entscheidung: Posttraumatische Belastungsstörungen seien erstens nicht durch absichtliche Feindeinwirkung verursacht, zweitens seien sie objektiv nur schwer zu diagnostizieren.[2]

					Hat das Pentagon die richtige Entscheidung getroffen? Selbst nach seinen eigenen Maßstäben sind die Begründungen nicht überzeugend. Auch wenn posttraumatische Störungen schwerer zu diagnostizieren sein dürften als ein Beinbruch, kann die dadurch ausgelöste Verletzung schwerer sein und länger anhalten. Eine der am häufigsten mit dem Purple Heart anerkannten Verletzungen aus dem Irakkrieg war ein perforiertes Trommelfell – es wurde durch nahe Explosionen verursacht.[3] Doch im Gegensatz zu Geschossen und Granaten sind solche Explosionsgeräusche nicht einer vorsätzlichen feindlichen Taktik zuzurechnen. Wie traumatisierender Stress sind sie ein zerstörerischer Nebeneffekt von Gefechtshandlungen.

					Wie sich in der anschließenden Debatte schnell gezeigt hat, drehte sich die Auseinandersetzung eigentlich um die Bedeutung des Ordens und die Tugenden, die durch ihn ausgezeichnet werden. Auf welche Tugenden kommt es nun an? Im Gegensatz zu anderen militärischen Auszeichnungen wird mit dem Purple Heart nicht Tapferkeit honoriert, sondern das Opfer, das jemand gebracht hat. Dazu ist kein heroischer Akt erforderlich, nur eine durch den Feind zugefügte Verwundung. Die Frage ist, welche Art von Verletzung zählen soll.

					Eine Veteranenvereinigung namens Military Order of the Purple Heart war dagegen, den Orden für psychische Wunden zu verleihen – man behauptete, damit würde der Ehrung »die Basis entzogen«. Ein Sprecher der Vereinigung stellte fest, zentrales Eignungskriterium solle »vergossenes Blut« sein.[4] Er verzichtete jedoch darauf, zu erklären, warum nicht blutende Verletzungen nicht zählen sollten. Doch Tyler E. Boudreau, ein ehemaliger Captain der Marine, der die Einbeziehung psychischer Verletzungen befürwortet, bietet eine überzeugende Analyse des Disputs an. Er führt den Widerstand auf eine tiefsitzende Einstellung innerhalb des Militärs zurück, wonach posttraumatischer Stress eine Art Schwäche sei. »Die gleiche Kultur, die Härte verlangt, bestärkt auch die Skepsis gegenüber der Ansicht, die Gewalttätigkeit des Krieges könne auch die robustesten Gemüter verletzen … Solange unsere Militärkultur zumindest von einer stillen Verachtung gegenüber den psychischen Verletzungen durch den Krieg geprägt ist, ist es leider unwahrscheinlich, dass diese Veteranen jemals ein Purple Heart bekommen werden.«[5]

					Die Debatte über das Purple Heart ist weniger ein medizinischer oder klinischer Streit darüber, wie man feststellen kann, ob wirklich eine Verletzung vorliegt, als viel mehr ein Streit über moralische Eigenschaften und militärische Werte. Jene, die darauf beharren, dass nur blutende Wunden zählen sollten, sind überzeugt, dass posttraumatischer Stress eine Charakterschwäche widerspiegele. Jene, die glauben, psychische Verletzungen sollten zu der Auszeichnung berechtigen, bringen vor, dass Veteranen mit anhaltenden Traumata und schweren Depressionen ebenso große und ehrenhafte Opfer für ihr Land gebracht hätten wie Soldaten, die zum Beispiel ein Glied verloren haben.

					Der Streit um diese Auszeichnung illustriert damit die moralische Logik der aristotelischen Theorie der Gerechtigkeit. Wir können nicht bestimmen, wer eine militärische Auszeichnung verdient, ohne zu fragen, welche Tugenden der Orden eigentlich honoriert. Und um diese Frage zu beantworten, müssen wir konkurrierende Vorstellungen davon bewerten, was einen guten Charakter oder ein zu honorierendes Opfer ausmacht.

					Man könnte vorbringen, militärische Auszeichnungen seien ein Sonderfall, ein Rückfall in eine altertümliche Ethik von Ehre und Tugend. Heutzutage denken wir beim Thema Gerechtigkeit eher daran, wie die Früchte des Wohlstands oder die Lasten der Wirtschaftskrise zu verteilen sind und wie man die Grundrechte der Bürger bestimmen soll. Auf diesen Gebieten dominieren meist Erwägungen zum Gemeinwohl und der individuellen Freiheit. Und doch führt uns gerade die Erörterung ökonomischer Zusammenhänge zu der von Aristoteles in den Raum gestellten Frage, was Menschen moralisch zusteht und warum.

				
					
						Die Bankenrettung

					
					Sehen wir uns beispielsweise die öffentliche Wut anlässlich der Finanzkrise 2008/09 an. Jahrelang waren Aktienkurse und Immobilienpreise gestiegen. Die Abrechnung kam, als die Blase platzte. Banken und Finanzinstitute der Wall Street hatten Milliarden verdient – mit komplexen, durch Hypotheken abgesicherten Investments, deren Wert nun abstürzte. Einst stolze Firmen der Wall Street taumelten am Rand des Abgrunds. Der Aktienmarkt rauschte nach unten, was nicht nur großen Investoren verheerende Verluste brachte, sondern auch normalen Amerikanern, deren Pensionsrücklagen stark an Wert verloren. Das Gesamtvermögen amerikanischer Familien stürzte 2008 um elf Billionen Dollar ab – dieser Betrag entspricht der jährlichen Wirtschaftsleistung von Deutschland, Japan und Großbritannien zusammen.[1]

					Im Oktober 2008 verlangte Präsident George W. Bush vom Kongress 700 Milliarden Dollar, um die großen Finanzfirmen und Banken zu retten. Dass die Wall Street sich in guten Zeiten riesiger Profite erfreut hatte, nun aber die Steuerzahler bat, die Rechnung zu übernehmen, nachdem die Dinge sich zum Schlechten gewendet hatten, erschien alles andere als fair. Die Banken und Finanzfirmen indes waren so schnell gewachsen und so intensiv mit der gesamten Wirtschaft vernetzt, dass ihr Zusammenbruch möglicherweise das ganze Finanzsystem mit sich gerissen hätte. Sie waren »too big to fail« – »zum Scheitern zu groß«.

					Niemand behauptete, die Banken und Investmenthäuser hätten das Geld verdient. Ihre rücksichtslosen Wetten (ermöglicht durch unzureichende gesetzliche Regelungen) hatten die Krise ja erst hervorgerufen. Hier lag jedoch ein Fall vor, bei dem das Wohlergehen der Wirtschaft insgesamt schwerer zu wiegen schien als Überlegungen, was fair sei. Widerstrebendbewilligte der Kongress die Gelder.

					Dann folgten die Boni. Kaum hatte das Rettungsgeld zu fließen begonnen, enthüllten neue Berichte, dass einige der jetzt am öffentlichen Tropf hängenden Firmen ihren Führungskräften millionenschwere Bonuszahlungen gewährten. Der ungeheuerlichste Vorgang betraf die American International Group (A. I. G.), einen Versicherungsriesen, der durch riskante Investments seiner Abteilung für Finanzprodukte in den Ruin getrieben worden war. Obwohl die Firma mit massiven Geldtransfusionen aus öffentlichen Mitteln (insgesamt 173 Milliarden Dollar) gerettet worden war, zahlte sie Boni in Höhe von 165 Millionen an Angestellte genau jener Abteilung, die die Krise herbeigeführt hatte. 73 Mitarbeiter erhielten eine Million Dollar oder mehr.[2]

					Als das bekannt wurde, entfachte es einen Feuersturm öffentlicher Proteste. Dieses Mal ging es nicht um zehn Dollar teure Säcke mit Eis oder überhöhte Preise für Motelzimmer. Die Entrüstung galt den üppigen, aus Steuermitteln bestrittenen Belohnungen für Mitglieder einer Abteilung, die dazu beigetragen hatte, das globale Finanzwesen fast zur Kernschmelze zu bringen. Hier stimmte etwas nicht. Obwohl die US-Regierung inzwischen 80 Prozent der Firma besaß, plädierte der Finanzminister beim (von der Regierung ernannten) Vorstand der A. I. G. vergeblich dafür, die Zahlung der Boni rückgängig zu machen. »Wir können die besten und hellsten Köpfe nicht rekrutieren und halten«, erwiderte der Vorstandsvorsitzende, »wenn sie befürchten müssen, ihre Vergütung sei willkürlichen Anpassungen durch das Finanzministerium unterworfen.« Er behauptete, die Fähigkeiten der Angestellten seien unverzichtbar, um die toxischen Wertpapiere zum Wohle des Steuerzahlers loszuwerden, denn der besitze schließlich den größten Anteil des Unternehmens.[3]

					Die Öffentlichkeit reagierte mit Wut. Eine ganzseitige Überschriftinder New York Post brachte die Gefühle vieler Menschen auf den Punkt: »Nicht so schnell, ihr gierigen Bastarde.«[4] Das Repräsentantenhaus versuchte, sich einen Teil des Geldes zurückzuholen – es billigte ein Gesetz, das eine Steuer von 90 Prozent auf Boni vorsah, die Angestellte von Firmen erhalten hatten, denen substantielle Rettungsgelder gewährt worden waren.[5] Auf Drängen des New Yorker Justizministers Andrew Cuomo willigten 15 der 20 Empfänger von Spitzenboni der A. I. G. ein, die Zahlungen zurückzugeben, was insgesamt etwa 50 Millionen einbrachte.[6] Diese Geste beschwichtigte die öffentliche Entrüstung ein wenig, worauf die Unterstützung für die Strafsteuer im Senat schwand.[7] Doch die Episode sorgte dafür, dass die Öffentlichkeit fortan zögerte, noch mehr Geld auszugeben, um das Schlamassel zu beheben, das die Finanzbranche geschaffen hatte.

					Kern der Entrüstung über die Bankenrettung war ein Gefühl von Ungerechtigkeit. Schon ehe das Thema der Boni hochkochte, war die öffentliche Unterstützung für das Rettungspaket zurückhaltend und umstritten. Die Amerikaner standen unschlüssig zwischen der Notwendigkeit, eine ökonomische Kernschmelze zu verhindern, und ihrer Überzeugung, dass es zutiefst unfair war, gescheiterten Banken und Investmentfirmen große Summen zuzuführen. Um eine gesamtwirtschaftliche Katastrophe zu vermeiden, stimmten der Kongress und die Öffentlichkeit den Hilfszahlungen zu. Doch moralisch gesehen hatte es sich die ganze Zeit wie eine Art Erpressung angefühlt.

					Hinter der Empörung über die Bankenrettung stand die Überzeugung, dass die Angestellten, die Boni erhielten (oder die Firmen, die Rettungsgelder bekamen), diese nicht verdient hatten. Aber warum nicht? Der Grund dürfte weniger offensichtlich sein, als es zunächst scheint. Sehen wir uns zwei mögliche Antworten an – eine hat mit Gier zu tun, die andere mit der Tatsache des Scheiterns.

					Eine Ursache der Empörung war, dass die Boni Gier zu belohnen schienen, was die Öffentlichkeit schlicht moralisch widerwärtig fand. Nicht nur die Bonuszahlungen, sondern auch die Bankenrettung insgesamt schienen perverserweise gieriges Verhalten zu belohnen, anstatt es zu bestrafen. Die Derivate-Händler hatten durch ihre waghalsigen Investments nicht nur ihre Firma, sondern das ganze Land in höchste finanzielle Not gebracht. In guten Zeiten hatten sie die Profite eingesackt, und selbst nachdem ihre Investments abgestürzt waren, sahen sie keinen Fehler darin, Millionen Dollar als Boni einzustreichen.[8]

					Die Kritik angesichts der Gier wurde nicht nur von den Zeitungen, sondern auch von Vertretern der politischen Klasse geäußert. Der demokratische Senator Sherrod Brown aus Ohio erklärte, das Verhalten von A. I. G. habe »einen Beigeschmack von Gier, Überheblichkeit und Schlimmerem«.[9] Präsident Barack Obama stellte fest, A. I. G. »befindet sich aufgrund ihrer eigenen Rücksichtslosigkeit und Gier in finanziellen Nöten«.[10]

					Das Problem der Gier-Kritikbesteht darin, dass sie nicht zwischen den nach dem Crash gewährten – und staatlich subventionierten – Boni und jenen Boni unterscheidet, die von den Märkten gewährt wurden, als es gut lief. Gier ist ein Laster, eine schlechte Einstellung, eine übertriebene, engstirnige Begierde nach Gewinnen. Aber gibt es irgendeinen Grund für die Annahme, dass die Empfänger von Boni derzeit gieriger sind als ein paar Jahre zuvor, als sie ganz oben schwammen und sogar noch höhere Belohnungen einstrichen?

					Die Händler, Banker und Hedgefonds-Manager an der Wall Street sind ein hartgesottener Haufen. Ihren Lebensunterhalt verdienen sie sich mit dem Streben nach finanziellen Gewinnen. Ob ihr Beruf nun den Charakter verdirbt oder nicht – ihre Tugendhaftigkeit wird wohl kaum mit dem Steigen und Fallen der Aktienmärkte korrelieren. Wenn es also falsch ist, ihre Gier mit üppigen Boni aus dem Bankenrettungsfonds zu belohnen, ist es dann nicht ebenso falsch, sie im Einklang mit den Märkten zu belohnen? Die Öffentlichkeit war empört, als 2008 Firmen der Wall Street (einige aus Steuermitteln zur Bankenrettung) 16 Milliarden Dollar an Boni ausschütteten. Diese Summe machte jedoch nur die Hälfte der Beträge aus, die 2006 (34 Milliarden) und 2007 (33 Milliarden) gezahlt worden waren.[11] Wenn Gier der Grund ist, weshalb sie das Geld jetzt nicht verdient haben sollten – auf welcher Grundlage lässt sich dann sagen, dass sie das Geld damals verdient gehabt hätten?

					Ein offensichtlicher Unterschied besteht darin, dass die Boni der Bankenrettung vom Steuerzahler stammen, während die in guten Zeiten angezahlten Boni von den Firmen erwirtschaftet wurden. Beruht die Empörung jedoch auf der Überzeugung, die Boni seien unverdient, so ist die Quelle der Bezahlung moralisch nicht entscheidend. Aber damit haben wir einen Hinweis: Die Boni kommen vom Steuerzahler, weil die Firmen gescheitert sind. Das führt uns ins Zentrum der Beschwerden. Die wahren Einwände der amerikanischen Öffentlichkeit gegen die Boni – und die Bankenrettung – beziehen sich nicht darauf, dass sie Gier belohnen, sondern darauf, dass sie das Scheitern belohnen.

					Scheitern wird von den Amerikanern schärfer missbilligt als Gier. In marktgesteuerten Gesellschaften wird von ehrgeizigen Menschen erwartet, dass sie ihre Interessen energisch verfolgen, und die Trennlinie zwischen Eigennutz und Gier ist oft verschwommen. Dagegen ist die Trennlinie zwischen Erfolg und Scheitern deutlicher gezogen. Und die Vorstellung, dass Menschen aus ihren Erfolgen Kapital schlagen dürfen, macht den Kern des amerikanischen Traums aus.

					Ungeachtet seiner beiläufigen Erwähnung der Gier verstand Präsident Obama nur zu gut, dass die tiefere Ursache für die Empörung darin lag, dass Scheitern belohnt worden war. Als Obama deshalb Gehaltsgrenzen für die Bezahlung von Führungskräften in Firmen ankündigte, die Rettungsgelder bezogen, wies er auf die eigentliche Quelle der Empörung über die Bankenrettung hin:

					
						Dies ist Amerika. Wir setzen Reichtum nicht herab. Wir missgönnen es keinem, wenn er Erfolg hat. Und ganz sicher glauben wir, dass Erfolg belohnt werden sollte. Doch was die Menschen empört – und zu Recht empört – sind Führungskräfte, die für ihr Scheitern belohnt werden – besonders dann, wenn der amerikanische Steuerzahler dafür aufzukommen hat.[12]

					

					Eine der schrägsten Äußerungen über die Ethik der Bankenrettung stammte von dem republikanischen Senator Charles Grassley, einem Fiskalkonservativen aus dem Mittleren Westen. Auf dem Höhepunkt der Erregung erklärte Grassley in einem Radio-Interview, am meisten störe ihn, dass die Führungskräfte der Firmen sich weigerten, für ihr Scheitern die Verantwortung zu übernehmen. Er würde ihnen das alles nicht ganz so übelnehmen, »wenn sie sich dem japanischen Vorbild folgend vor das amerikanische Volk stellen, diese tiefe Verbeugung machen und sagen würden: ›Tut mir leid.‹ Und dann eine von zwei Möglichkeiten wählen: zurücktreten oder Suizid begehen.«[13]

					Später ruderte Grassley zurück. Er habe die Führungskräfte nicht aufgefordert, Selbstmord zu begehen. Er wollte jedoch, dass sie die Verantwortung für ihr Scheitern übernähmen, Reue zeigten und sich öffentlich entschuldigten. »Von keinem CEO habe ich je eine Entschuldigung gehört, und das macht es den Steuerzahlern meines Bezirks sehr schwer, einfach weiter Geld aus dem Fenster zu werfen.«[14]

					Grassleys Kommentare stützen meinen Verdacht, dass sich die Empörung über die Bankenrettung nicht vorwiegend an der Gier entzündete. Der Gerechtigkeitssinn der Amerikaner litt am meisten darunter, dass ihre Steuerdollars an Versager verschwendet wurden.

					Wenn das zutrifft, bleibt zu fragen, ob diese Sichtweise gerechtfertigt ist. Waren die CEOs und Führungskräfte der Großbanken und Investmentfirmen schuld an der Finanzkrise? Sie selbst streiten das natürlich ab. Als einige von ihnen vor Kongressausschüssen zur Untersuchung der Finanzkrise aussagen mussten, bestanden sie darauf, unter Berücksichtigung der verfügbaren Informationen korrekt gehandelt zu haben. Der ehemalige Vorstandsvorsitzende von Bear Stearns, einer Investmentfirma von der Wall Street, die 2008 zusammenbrach, erklärte, er habe lange und intensiv darüber nachgedacht, ob er sich anders hätte verhalten können. Er kam zu dem Schluss, sein Möglichstes getan zu haben. »In der Lage, in der wir uns befanden, gab es nichts, was einen Unterschied gemacht hätte.«[15]

					Andere CEOs zahlungsunfähiger Firmen stimmten dem zu und bestanden darauf, Opfer eines »finanziellen Tsunamis« gewesen zu sein, den sie nicht hätten steuern können.[16] Eine vergleichbare Haltung war auch bei jungen Händlern zu finden, die nicht wirklich nachvollziehen konnten, warum die Öffentlichkeit sich so sehr über ihre Boni erregte. »Keiner empfindet mehr Sympathie für uns«, klagte ein Händler der Wall Street gegenüber einem Reporter von Vanity Fair. »Aber es ist ja nicht so, dass wir nicht hartarbeiten würden.«[17]

					Die Metapher vom Tsunami wurde – besonders in Finanzkreisen – dankbar aufgenommen. Wenn deren Führungskräfte recht haben und das Scheitern ihrer Firmen umfassenderen ökonomischen Kräften und nicht ihren eigenen Entscheidungen zuzuschreiben war, würde dies erklären, warum sie nicht die Reue zum Ausdruck brachten, die Senator Grassley von ihnen einforderte.

					Doch es wirft auch eine weitreichende Frage auf: Falls die katastrophalen Verluste von 2008 und 2009 durch große, systemimmanente ökonomische Kräfte zu erklären sind – könnte man dann nicht sagen, dass eben diese Kräfte auch die schwindelerregenden Gewinne in den Jahren davor erklären? Wenn das Wetter für die schlechten Jahre verantwortlich ist, wie können dann in den guten Jahren die Begabung, Klugheit und harte Arbeit der Wall-Street-Banker für die verblüffenden Erträge verantwortlich sein?

					Angesichts der öffentlichen Entrüstung wegen der Bonuszahlungen brachten die CEOs vor, dass finanzielle Erträge nicht ausschließlich von ihrer eigenen Tätigkeit abhingen, sondern das Ergebnis von Kräften seien, über die sie keine Kontrolle hätten. Da mögen sie nichtganzunrecht haben. Doch wenn dies zutrifft, kann man ihren Anspruch auf übermäßige Belohnung in guten Zeiten ebenfalls mit einigem Recht in Frage stellen. Das Ende des Kalten Krieges, die Globalisierung von Handel und Kapitalmärkten, der Aufstieg des PCs und des Internets und eine Menge anderer Faktoren erklären sicherlich einen Teil des Erfolgs der Finanzbranche in den 1990ern und den ersten Jahren des 21. Jahrhunderts.

					2007 bezahlte man CEOs in großen US-Unternehmen das 344-Fache des Lohns eines durchschnittlichen Arbeiters.[18] Aus welchen Gründen, wenn überhaupt, steht es Führungskräften zu, so viel mehr Geld zu erhalten als ihre Angestellten? Die meisten Beschäftigten arbeiten hart und bringen dabei wichtige Fähigkeiten ein. 1980 betrug das Gehalt der CEOs nur das 42-Fache des Lohns ihrer Beschäftigten.[19] Waren die Führungskräfte 1980 weniger qualifiziert und arbeiteten weniger hart als heute? Oder spiegeln sich in unterschiedlicher Bezahlung zufällige Umstände, die mit Qualifikationen und Fähigkeiten nichts zu tun haben?

					Man kann auch das Niveau des Einkommens von Führungspersonal in den USA mit dem in anderen Ländern vergleichen. Vorstände der führenden US-Unternehmen verdienten zwischen 2004 bis 2006 jährlich im Schnitt 13,3 Millionen Dollar; europäische Firmenchefs erhielten 6,6 Millionen, japanische 1,5 Millionen Dollar.[20] Sind die Verdienste amerikanischer Führungskräfte doppelt so groß wie die ihrer europäischen Kollegen oder gar neunmal so groß wie die der japanischen Firmenvorstände? Oder spiegeln sich in diesen Differenzen auch Faktoren, die nichts zu tun haben mit den Anstrengungen und Qualifikationen, die Führungskräfte in ihre Arbeit einbringen?

					Die Empörung über die Bankenrettung drückte die weitverbreitete Ansicht aus, dass Leute, die die von ihnen geleiteten Firmen durch riskante Investments ruinieren, dafür nicht auch noch mit Boni in Millionenhöhe belohnt werden sollten. Doch der Streit um die Boni wirft auch die Frage auf, wem in guten Zeiten was zusteht. Verdienen die erfolgreichen Führungskräfte die Prämien, die ihnen die Märkte zukommen lassen? Oder hängt ihr Erfolg von Faktoren ab, auf die sie keinen Einfluss haben? Und was ergibt sich daraus für die wechselseitigen Verpflichtungen von Bürgern – in guten wie in schlechten Zeiten? Ob die Finanzkrise auch eine öffentliche Debatte über diese weiterreichenden Fragen auslösen wird, bleibt abzuwarten.

				
					
						Drei mögliche Annäherungen an die Gerechtigkeit

					
					Fragt man, ob eine Gesellschaft gerecht ist, so läuft dies daraufhinaus, wie sie all das verteilt, was wir schätzen – Einkommen und Wohlstand, Pflichten und Rechte, Befugnisse und Chancen, Ämter und Ehren. Eine gerechte Gesellschaft verteilt diese Güter auf angemessene Weise; sie gibt jeder oder jedem, was ihr oder ihm zusteht. Die Schwierigkeiten beginnen, wenn wir fragen, was denn nun wem zusteht – und warum.

					Wir haben schon damit begonnen, uns mit diesen Fragen auseinanderzusetzen. Als wir darüber nachgedacht haben, was an Preiswucher, der Vergabe des Purple Heart oder der Bankenrettung richtig oder falsch sein könnte, haben wir drei Ideale kennengelernt, die jeweils einen eigenen Zugang zum Phänomen der Gerechtigkeit bieten: das allgemeine Wohl, die Freiheit und die Tugend.

					Manche unserer Debatten reflektieren die Uneinigkeit darüber, was es bedeutet, das allgemeine Wohl zu mehren, die Freiheit zu achten oder Tugenden zu pflegen. In anderen wiederum besteht Uneinigkeit darüber, was zu tun ist, wenn diese Ideale miteinander in Konflikt geraten. Die politische Philosophie kann diese Unstimmigkeiten nicht ein für alle Mal auflösen. Doch sie kann unseren Debatten Form geben und die Alternativen verständlich machen, vor denen wir als demokratische Bürger stehen.

					In diesem Buch erkunden wir die Stärken und Schwächen aller drei Ansatzpunkte. Beginnen wollen wir mit der Vorstellung von der Mehrung des allgemeinen Wohls oder, damit verbunden, des Wohlstands. Für Marktgesellschaften wie die unsere bietet sie einen natürlichen Ausgangspunkt. Ein großer Teil der zeitgenössischen politischen Debatten dreht sich um die Fragen, wie man den Wohlstand mehren, den Lebensstandard verbessern oder das Wirtschaftswachstum beschleunigen könne.

					Warum kümmern wir uns um dergleichen? Die offensichtlichste Antwort lautet, dass wir glauben, unser materieller Wohlstand würde unser Leben entscheidend verbessern – ob auf der individuellen oder der gesellschaftlichen Ebene. Anders gesagt, Wohlstand spielt eine wichtige Rolle, weil er zum Gemeinwohl beiträgt.

					Um diese Vorstellung eingehender zu untersuchen, wenden wir uns dem Utilitarismus zu – er ist die einflussreichste Erklärung, wie und warum wir das Gemeinwohl mehren oder (in den Worten der Utilitaristen) das größte Glück der größten Zahl von Menschen anstreben sollten.

					Anschließend greifen wir ein Spektrum von Theorien auf, die Gerechtigkeit mit Freiheit verknüpfen. Die meisten dieser Theorien betonen die Rechte des Einzelnen, auch wenn sie untereinander uneins sind, welche Rechte am wichtigsten sind. In der heutigen Politik ist die Meinung, Gerechtigkeit bedeute die Achtung der Freiheit und der Persönlichkeitsrechte, zumindest ebenso verbreitet wie die utilitaristische Idee von der Mehrung des Gemeinwohls. So legen etwa die Zusatzartikel der Verfassung der USA bestimmte Freiheiten fest – einschließlich des Rechts der freien Rede und der Religionsfreiheit – die selbst von Mehrheiten nicht verletzt werden dürfen. Und in der ganzen Welt wird die Ansicht, Gerechtigkeit bedeute, bestimmte universelle Menschenrechte zu achten, zunehmend akzeptiert (jedenfalls theoretisch – wenn auch nicht immer in der Praxis).

					Die Ansätze, die von der Idee der Freiheit ausgehen, können dabei sehr verschieden sein. Tatsächlich finden einige der am härtesten geführten Debatten unserer Zeit zwischen zwei rivalisierenden Lagern statt, die beide die Freiheit in den Vordergrund stellen – die einen haben sich den Laissez-faire-Gedanken auf die Fahnen geschrieben, die anderen die Fairness.

					Anführer des Laissez-faire-Lagers sind die Marktliberalen, die glauben, der Kern der Gerechtigkeit bestehe darin, die von erwachsenen Menschen in gegenseitigem Einvernehmen getroffenen Entscheidungen zu respektieren. Im anderen Lager finden sich die Theoretiker mit einer eher egalitären Neigung. Sie betonen, dass unkontrollierte Märkte weder gerecht noch frei seien. Ihrer Ansicht nach erfordert Gerechtigkeit eine Politik, die soziale und ökonomische Benachteiligungen ausgleicht und jedem eine faire Erfolgschance bietet.

					Schließlich wenden wir uns Theorien zu, für die Gerechtigkeit mit der Tugend und dem guten Leben verknüpft ist. In der heutigen Politik werden Tugendtheorien oft mit Kulturkonservativen und der religiösen Rechten assoziiert. Für viele Bürger freiheitlicher Gesellschaften ist die Vorstellung, Fragen der Moral gesetzlich regeln zu wollen, ein Gräuel, weil damit die Gefahrverbunden ist, in Intoleranz und Zwang zurückzufallen. Doch der Gedanke, dass eine gerechte Gesellschaft gewisse Tugenden und Vorstellungen vom guten Leben bestärkt, hat politische Bewegungen und Diskussionen quer durch das ideologische Spektrum inspiriert. Nicht nur die Taliban, sondern auch die Abolitionisten und Martin Luther King haben ihre Visionen von der Gerechtigkeit aus moralischen und religiösen Idealen bezogen.

					Bevor wir versuchen, all diese Theorien zur Gerechtigkeit zu bewerten, lohnt sich ein Blick auf die schwierige Frage, wie philosophische Argumentationen entwickelt werden – besonders auf so umstrittenen Gebieten wie Moralphilosophie und politischer Philosophie. Am Anfang steht häufig eine konkrete Situation. Wie wir in unserer Erörterung von Preiswucher, Verwundetenabzeichen und Bankenrettung gesehen haben, ist eine öffentlich geführte Debatte ein guter Ausgangspunkt für moralische und politische Überlegungen. Oft herrscht diese Uneinigkeit zwischen verschiedenen Fraktionen im öffentlichen Raum, manchmal aber auch nur in uns selber – etwa wenn wir uns angesichts einer schwierigen moralischen Frage nicht für eine Seite entscheiden können.

					Wie aber können wir von den Urteilen, die wir anhand konkreter Situationen fällen, argumentativ zu den Grundsätzen der Gerechtigkeit vorstoßen, die unserer Ansicht nach universell anwendbar sein sollten? Kurz, wie funktioniert unsere moralische Vernunft?

					Dafür wollen wir uns im Folgenden zuerst zwei Geschichten zuwenden: einer phantasievollen hypothetischen Geschichte, die unter Philosophen häufig erörtert wird, und einer aktuellen Geschichte über ein quälendes moralisches Dilemma.

					Sehen wir uns zunächst die hypothetische Philosophengeschichte an.[1] Wie alle Erzählungen dieser Art ist sie vieler realistischer Komplikationen entkleidet worden, damit wir uns auf eine begrenzte Zahl philosophischer Fragen konzentrieren können.

				
					
						Die Rangierlok ohne Bremsen

					
					Stellen Sie sich vor, Sie sind der Fahrer einer Lokomotive, die mit 90 Stundenkilometern über die Schienen rattert. In einiger Entfernung stehen fünf Arbeiter auf dem Gleis, die Werkzeuge in der Hand. Sie versuchen, die Lok anzuhalten, doch das geht nicht. Die Bremsen greifen nicht. Sie sind verzweifelt, weil Ihnen klar ist, dass die Arbeiter alle sterben werden, wenn Sie sie überfahren (gehen wir davon aus, dass das gewiss geschehen wird).

					Plötzlich entdecken Sie ein nach rechts abzweigendes Nebengleis. Auch auf diesem Gleis befindet sich ein Arbeiter – aber eben nur einer. Sie merken, dass Sie die Lok auf dieses Nebengleis dirigieren können, was den einen Arbeiter das Leben kosten, die anderen aber retten würde.

					Was werden Sie tun? Die meisten Menschen würden sagen: »Abbiegen! Auch wenn es eine Tragödie ist, einen Unschuldigen zu töten, ist es doch noch schlimmer, gleich fünf umzubringen.« Es erscheint ihnen richtig, ein Leben zu opfern, um fünf Leben zu retten.

					Nehmen wir nun eine andere Version der Lokgeschichte. Diesmal sind Sie nicht der Fahrer, sondern ein Zuschauer, der auf einer über die Gleise führenden Brücke steht(und es ist kein Nebengleis vorhanden). Auf den Schienen nähert sich eine Rangierlok, in einiger Entfernung stehen fünf Arbeiter auf dem Gleis. Auch jetzt versagen die Bremsen. Gleich wird die Lokomotive die Arbeiter erfassen. Hilflos erkennen Sie, dass Sie die Katastrophe nicht verhindern können. Doch dann sehen Sie einen ungeheuer dicken Mann neben sich auf der Brücke stehen. Sie könnten ihn so auf die Gleise stoßen, dass er den Weg der Lokblockiert. Er würde sterben, doch die fünf Arbeiter wären gerettet. (Sie denken kurz daran, selbst auf die Schienen zu springen, merken aber, dass Sie zu leicht sind und die Lok nicht stoppen können.)

					Wäre es richtig, den dicken Mann auf die Schienen zu stoßen? Die meisten Menschen würden sagen: »Natürlich nicht. Es wäre fürchterlich falsch, den Mann aufs Gleis zu stoßen.«

					Es scheint eine schreckliche Tat zu sein, jemanden von einer Brücke in den sicheren Tod zu stürzen, selbst wenn damit fünf unschuldige Leben gerettet werden. Das allerdings führt zu einem moralischen Rätsel: Warum scheint das Prinzip – ein Leben zu opfern, um fünf zu retten – im ersten Fall richtig zu sein, im zweiten dagegen falsch?

					Wenn es, wie unsere Reaktion auf den ersten Fall nahelegt, auf die Zahl ankommt – wenn es also besser ist, fünf Leben zu retten als eines: Warum sollten wir diesen Grundsatz nicht auch im zweiten Fall anwenden und den Mann hinabstürzen? Sicher, es wäre grausam, einen Mann zu Tode zu bringen, selbst wenn es um einer guten Sache willen geschieht. Aber ist es weniger grausam, einen Menschen durch den Zusammenstoß mit einer Rangierlok zu töten?

					Vielleicht ist es deswegen falsch, den Mann von der Brücke zu stürzen, weil er gegen seinen Willen für einen fremden Zweck benutzt wird. Er stand dort einfach nur herum.

					Doch dasselbe ließe sich auch für den Mann auf dem Nebengleis sagen. Auch er machte schließlich nur seine Arbeit und hat nicht freiwillig beschlossen, sein Leben wegen einer Lok mit versagenden Bremsen zu opfern. Man könnte zwar vorbringen, dass Bahnarbeiter immer ein gewisses Risiko eingehen, was für unbeteiligte Brückensteher nicht gilt. Doch wir wollen davon ausgehen, dass es nicht zur Stellenbeschreibung gehört, in einem Notfall sein Leben zu opfern, um andere zu retten, und dass der Arbeiter ebenso wenig damit einverstanden ist, sein Leben hinzugeben, wie der unbeteiligte Zuschauer auf der Brücke.

					Vielleicht liegt der moralische Unterschied nicht in der Wirkung – am Ende sind beide tot – sondern in der Absicht des Menschen, der die Entscheidung trifft. Als Fahrer der Lok könnten Sie Ihre Entscheidung, das Fahrzeug auf das Nebengleis zu steuern, vielleicht damit begründen, dass Sie den Tod des Arbeiters nicht beabsichtigt hatten, auch wenn er vorhersehbar war. Ihr Ziel hätten Sie auch erreicht, wenn durch einen sehr glücklichen Zufall nicht nur die fünf Arbeiter verschont blieben, sondern auch der sechste.

					Doch genau das gilt auch im Fall des Brückensturzes. Der Tod des Mannes, den ich von der Brücke stoße, ist nicht beabsichtigt. Er soll lediglich die Lok aufhalten; wenn er dabei irgendwie am Leben bleibt, wären Sie höchst erfreut.

					Doch vielleicht sollten die beiden Fälle nach demselben Prinzip behandelt werden. Beide schließen eine willentliche Entscheidung ein, einem unschuldigen Menschen das Leben zu nehmen, um noch größere Verluste an Menschenleben zu verhindern. Vielleicht ist Ihr Widerstreben, den Mann von der Brücke zu stürzen, nur zimperlich – eine bloße Überempfindlichkeit, die Sie überwinden sollten. Einen Mann mit bloßen Händen zu Tode zu bringen scheint grausamer zu sein, als nur eine Weiche per Fernsteuerung umzulegen. Doch es ist nicht immer einfach, das Richtige zu tun.

					Diese Idee können wir überprüfen, wenn wir die Geschichte leicht abändern. Nehmen wir an, Sie könnten den dicken Mann auf die Schienen fallen lassen, ohne ihn zu stoßen; stellen wir uns vor, er steht auf einer Falltür, die Sie mit einem Hebel auslösen könnten. Kein Stoßen, gleiches Ergebnis. Wäre das besser? Oder ist es immer noch moralisch fragwürdiger, als wenn Sie als Lokführer auf das Nebengleis ausweichen würden?

					Es ist nicht einfach, die moralischen Unterschiede zwischen diesen Fällen zu erklären – warum es uns richtig vorkommt, die Lok umzulenken, während es falsch erscheint, den Mann von der Brücke zu stürzen. Trotzdem lastet ein starker Druck auf uns, eine überzeugende Unterscheidung zu finden – und wenn uns das nicht gelingt, unser Urteil darüber, was in jedem Fall das Richtige wäre, noch einmal zu überdenken. Das Nachdenken über moralische Fragen dient eben nicht nur dazu, andere zu überzeugen, sondern es ist auch eine Möglichkeit, die eigenen moralischen Überzeugungen auf die Reihe zu bekommen und herauszufinden, was wir glauben und warum.

					Einige moralische Zwickmühlen ergeben sich aus widerstreitenden moralischen Grundsätzen. Ein Grundsatz besagt beispielsweise, wir sollten möglichst viele Leben retten, ein anderer jedoch, es sei falsch, einen Unschuldigen zu töten, selbst um einer guten Sache willen. Angesichts einer Situation, in der die Rettung einiger Leben davon abhängt, einen Unschuldigen zu töten, stehen wir vor einem moralischen Dilemma, das uns zwingt, darüber nachzudenken, welcher Grundsatz gewichtiger oder den gegebenen Umständen angemessener ist.

					Andere moralische Zwickmühlen ergeben sich aus unserer Unfähigkeit, zukünftige Ereignisse mit Sicherheit voraussagen zu können. Hypothetische Beispiele wie die Lokgeschichte sparen die Ungewissheit aus, die über den Entscheidungen schwebt, denen wir im richtigen Leben begegnen. Solche Geschichten unterstellen, wir wüssten sicher, wie viele Leute sterben werden, wenn wir nicht auf das Nebengleis fahren bzw. niemanden hinabstoßen. Als Handlungsanleitungen taugen solche Storys nur bedingt. Aber genau deswegen sind sie nützliche Werkzeuge für eine moralische Analyse. Weil zufällig eintretende Umstände ausgeklammert sind – »Was wäre, wenn die Arbeiter die Lok sehen und beiseite springen?« – helfen uns diese hypothetischen Beispiele, die auf dem Spiel stehenden moralischen Grundsätze herauszuarbeiten und zu untersuchen, wie stark sie sind.

				
					
						Die afghanischen Ziegenhirten

					
					Kommen wir nun zu einer aktuellen moralischen Zwickmühle, die der phantasievollen Geschichte mit der Lok ohne Bremsen in mancher Hinsicht ähnelt, aber wegen der Ungewissheit über ihren Ausgang komplizierter ist.

					Im Juni 2005 brach ein US-Sondereinsatzkommando mit Petty Officer Marcus Luttrell und drei anderen Soldaten der US-Navy-SEALs zu einer geheimen Erkundungsmission in Afghanistan auf. Die Gruppe sollte in der Nähe der Grenze zu Pakistan einen Taliban-Führer aus der Umgebung Osama bin Ladens aufspüren.[1] Nach Geheimdienstberichten befehligte die Zielperson 140 bis 150 bewaffnete Kämpfer und hielt sich in einem Dorf in der schwer zugänglichen Bergregion auf.

					Kurz nachdem die Gruppe auf einem Bergrücken Stellung bezogen hatte, von dem aus das Dorf zu überblicken war, wurden sie zufällig von zwei afghanischen Bauern mit etwa 100 meckernden Ziegen entdeckt. Ein etwa 14 Jahre alter Junge begleitete sie. Die Afghanen waren unbewaffnet. Die amerikanischen Soldaten richteten ihre Gewehre auf sie, zwangen sie dazu, sich auf den Boden zu setzen, und besprachen dann, was mit ihnen zu tun sei. Bei den Ziegenhirten schien es sich um unbewaffnete Zivilisten zu handeln. Würde man sie ziehen lassen, liefe man allerdings Gefahr, dass sie die Taliban über die Anwesenheit der US-Soldateninformierten.

					Während die vier Soldaten ihre Handlungsoptionen erwogen, bemerkten sie, dass sie kein Seil dabeihatten. Damit war ausgeschlossen, dass sie die Afghanen fesseln und so Zeit gewinnen konnten, um in Ruhe nach einem neuen Versteck zu suchen. Ihnen blieb nur, sie entweder zu töten oder freizulassen.

					Einer von Luttrells Kameraden plädierte dafür, die Ziegenhirten umzubringen: »Wir sind auf Befehl unserer Vorgesetzten hinter den feindlichen Linien im Einsatz. Wir haben das Recht, alles Notwendige zu tun, um unser Leben zu schützen. Die militärisch gebotene Lösung liegt auf der Hand. Es wäre falsch, sie laufen zu lassen.«[2] Luttrell war innerlich zerrissen. »Als Soldat wusste ich, dass er recht hatte«, schrieb er rückblickend. »Wir konnten sie unmöglich freilassen. Doch mein Problem ist, dass ich auch ein Christ bin und eine christliche Seele habe, die mir sagte, dass es falsch wäre, diese unbewaffneten Männer kaltblütig zu töten.«[3] Luttrell erklärt nicht genau, was er mit seiner christlichen Seele meinte, aber am Ende erlaubte ihm sein Gewissen nicht, die Ziegenhirten zu töten. Er gab die entscheidende Stimme ab, sie freizulassen. (Einer seiner drei Kameraden hatte sich enthalten.) Es war eine Entscheidung, die er bereuen sollte.

					Etwa eineinhalb Stunden nach der Freilassung der Ziegenhirten sahen sich die vier Soldaten von 80 bis 100 Taliban-Kämpfern umzingelt, die mit Kalaschnikows und Panzerfäusten bewaffnet waren. In dem folgenden heftigen Feuergefecht wurden alle drei Kameraden Luttrells getötet. Außerdem schossen die Taliban einen US-Hubschrauber ab, der die vier bergen wollte. Alle 16 Soldaten an Bord starben.

					Der schwerverletzte Luttrell schaffte es, am Leben zu bleiben – er fiel den Berghang hinunter und schleppte sich sieben Meilen weit in ein Paschtunen-Dorf, dessen Bewohner ihn vor den Taliban versteckten, bis er gerettet wurde.

					Im Rückblick verurteilte Luttrell seine Entscheidung, die Ziegenhirten laufen zu lassen. »Es war die dümmste, hirnverbrannteste, schwachsinnigste Entscheidung, die ich in meinem Leben getroffen habe«, schrieb er in einem Buch über das Erlebnis. »Ich muss vollkommen von Sinnen gewesen sein. Ich hatte eine Stimme abgegeben, die unser Todesurteil besiegeln konnte, das war mir klar (…). So sehe ich das zumindest im Rückblick (…). Meine Stimme gab den Ausschlag, und das wird mich verfolgen, bis man mich im Osten von Texas begräbt.«[4]

					Das Dilemma der Soldaten war unter anderem deshalb so schwierig zu lösen, weil sie nicht wissen konnten, was geschehen würde, wenn sie die Afghanen laufen ließen. Würden sie einfach weiterziehen oder die Taliban warnen? Aber nehmen wir an, Luttrell hätte gewusst, dass die Freilassung der Ziegenhirten einen verheerenden Kampf nach sich ziehen würde, bei dem seine Kameraden und 16 weitere Amerikaner ihr Leben verlieren sollten – hätte er sich dann anders entschieden?

					Für Luttrell ist die Antwort im Nachhinein klar: Er hätte die Ziegenhirten töten sollen. Angesichts der darauf folgenden Katastrophe ist es schwer, dem zu widersprechen. In gewisser Weise ähnelt Luttrells Entscheidung dem Fall mit der Rangierlok. Hätte er die drei Afghanen getötet, hätte er das Leben seiner drei Kameraden und das der 16 Soldaten im Hubschrauber gerettet. Aber welcher Version der Lokgeschichte ähnelt sie? Entspräche die Tötung der drei Afghanen eher dem Umlenken der Lok auf ein Nebengleis oder dem Stoß, der den Mann auf der Brücke in die Tiefe stürzt? Die Tatsache, dass Luttrell die Gefahr vorhersah und es trotzdem nichtüber sich bringen konnte, unbewaffnete Zivilisten zu töten, spricht dafür, dass sie eher dem Fall des Brückensturzes ähnelt.

					Dennoch scheint die Argumentation dafür, die Ziegenhirten zu töten, stärker zu sein als die Argumentation dafür, den Mann von der Brücke zu stürzen. Das liegt möglicherweise daran, dass wir angesichts des Resultats den Verdacht hegen, es könnte sich nicht um unschuldige Zivilisten, sondern um Sympathisanten der Taliban gehandelt haben. Sehen wir uns eine Analogie an: Hätten wir Grund zu der Annahme, der Mann auf der Brücke sei für das Bremsversagen der Lok verantwortlich, weil er gehofft hatte, dadurch die Männer auf dem Gleis zu töten (gehen wir davon aus, es seien seine Feinde gewesen), fiele es uns moralisch wesentlich leichter, ihn von der Brücke zu stoßen. Wir müssten allerdings immer noch wissen, wer seine Feinde waren und warum er sie töten wollte. Würden wir erfahren, dass die Arbeiter auf den Schienen zur französischen Widerstandsbewegung gehörten und der dicke Mann auf der Brücke ein Nazi sei, gäbe es moralisch überzeugende Gründe, ihn von der Brücke zu stürzen, um sie zu retten.

					Selbstverständlich besteht die Möglichkeit, dass die afghanischen Ziegenhirten keine Taliban-Sympathisanten waren, sondern von den Taliban nur gezwungen worden waren, die amerikanischen Soldaten zu verraten. Nehmen wir an, Luttrell und seine Kameraden hätten sicher gewusst, dass die Ziegenhirten nichts Böses im Schilde führten, aber von den Taliban gefoltert würden, damit sie ihre Stellung verrieten. Die Amerikaner hätten die Ziegenhirten dann trotzdem töten können, um ihren Auftrag und sich selbst nicht zu gefährden. Doch die Entscheidung, das zu tun, wäre weit belastender (und moralisch fragwürdiger) gewesen, als wenn sie gewusst hätten, dass die Ziegenhirten Spione der Taliban waren.

				
					
						Moralische Zwickmühlen

					
					Nur wenige von uns sehen sich vor so schicksalhafte Entscheidungen gestellt wie die Soldaten auf dem Berg oder der Zeuge einer Lok mit versagenden Bremsen. Doch die Beschäftigung mit solchen Dilemmata sensibilisiert uns dafür, wie moralisch argumentiert wird – ob in unserem Privatleben oder in der Öffentlichkeit.

					In demokratischen Gesellschaften wird täglich darüber gestritten, was richtig und was falsch, was gerecht und was ungerecht ist. Manche Menschen sind für das Recht auf Abtreibung, andere betrachten Abtreibung als Mord. Manche glauben, es sei eine Frage der Fairness, die Reichen zu besteuern, damit den Armen geholfen werden könne, während andere glauben, es sei unfair, durch Steuern Geld abzugreifen, das die Leute durch eigene Anstrengung verdient haben. Manche verteidigen Sozialquoten beim Hochschulzugang als Weg, Fehler aus der Vergangenheit zu korrigieren, während andere darin eine unfaire Form umgekehrter Diskriminierung gegen Menschen sehen, die es aufgrund ihrer Leistung verdient haben, zum Studium zugelassen zu werden. Manche Leute verwerfen die Folter von Terrorverdächtigen als moralische Abscheulichkeit, die einer freien Gesellschaft unwürdig sei, andere verteidigen sie als letztes Mittel, einen Terroranschlag zu vereiteln.

					Mit solchen Debatten werden Wahlen gewonnen und verloren. Sie sind das Thema unserer sogenannten Kulturkämpfe. Angesichts der Leidenschaft und Intensität, mit denen wir moralische Fragen im öffentlichen Leben diskutieren, könnten wir versucht sein zu glauben, dass unsere moralischen Überzeugungen durch Erziehung oder Glauben ein für alle Mal festgelegt seien – außerhalb der Reichweite der Vernunft.

					Doch wenn das zuträfe, dann wäre moralische Überzeugungsarbeit undenkbar, und was wir für öffentliche Debatten über Gerechtigkeit und Rechte halten, wäre nichts weiter als eine Flut dogmatischer Behauptungen – ein ideologisch motivierter Grabenkampf, in dem man sich mit Argumenten wie mit Tomaten oder faulen Eiern bewirft.

					In ihren schlimmsten Ausprägungen kommt die amerikanische Politik diesem Bild recht nahe. Doch das muss nicht zwangsläufig so sein. Manchmal kann eine vernünftige Auseinandersetzung unser Denken verändern.

					Wie also können wir mit unserer Vernunft so erfolgreich durch das umstrittene Terrain navigieren, in dem es um Fragen der Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit, Gleichheit und Ungleichheit, die Rechte des Einzelnen und das Allgemeinwohl geht? Das ist das Thema dieses Buches.

					Ein Weg, unsere moralische Reflexion zu schulen, besteht in der Konfrontation mit schwierigen moralischen Problemen. Wir fragen uns, wie wir uns in einer besonders kniffligen Situation verhalten würden, und entscheiden: »Wir lenken die Lok auf ein Nebengleis.« Dann denken wir über den Grund unserer Überzeugung nach und suchen nachdem Prinzip, auf dem sie beruht: »Es ist richtig, ein Leben zu opfern, um den Tod vieler Menschen zu verhindern.« Wenn wir uns dann jedoch eine Situation vorstellen, die diesen Grundsatz zweifelhaft werden lässt, reagieren wir irritiert: »Ich dachte, es sei immer richtig, möglichst viele Leben zu retten, und doch scheint es falsch zu sein, den Mann von der Brücke zustoßen (oder die unbewaffneten Ziegenhirten zu töten).« Aus dieser Irritation erwächst der Impuls der Philosophie.

					Es ist die Spannung zwischen intuitiven Urteilen und unseren Grundsätzen, die uns zwingt, Letztere immer wieder in Frage zu stellen oder unsere Urteile zu überdenken. Moralische Reflexion bedeutet, zwischen unseren Urteilen und unseren Prinzipien hin- und herzuwechseln und sie jeweils im Licht des anderen zu revidieren. Sie ist die Pendelbewegung von der Welt des Handelns zum Reich der Gründe und zurück.

					Die Methode, eine moralische Argumentation in der dialektischen Bewegung zwischen unseren Urteilen zu konkreten Situationen und unseren Prinzipien zu entwickeln, hat eine lange Tradition. Sie geht zurück auf die Dialoge des Sokrates und die Moralphilosophie des Aristoteles. Doch ungeachtet ihres hohen Alters steht die Methode vor folgender Herausforderung:

					Wenn moralische Reflexion darin besteht, eine Übereinstimmung zwischen unseren Urteilen und den von uns behaupteten Grundsätzen zu suchen – wie kann eine solche Überlegung uns zur Gerechtigkeit oder zur moralischen Wahrheit führen? Selbst wenn es uns im Laufe eines Lebens gelingt, unsere moralischen Intuitionen und unsere Prinzipien in Einklang zu bringen – warum sollte das Ergebnis mehr sein als ein in sich stimmiges Geflecht von Vorurteilen?

					Die Antwort lautet, dass moralische Reflexion keine einsame Beschäftigung ist, sondern Gegenstand öffentlicher Anstrengung. Sie erfordert einen Gesprächspartner – einen Freund, Nachbarn, Kameraden oder Mitbürger. Manchmal kann der Gesprächspartner nur in der eigenen Vorstellung existieren, etwa wenn wir mit uns selbst diskutieren. Doch die Bedeutung von Gerechtigkeit oder die beste Art zu leben können wir niemals allein durch Introspektion entdecken.

					In Platons Politeia vergleicht Sokrates im Höhlengleichnis die Bürger eines Staats mit einer Gruppe von Gefangenen, die in einer Höhle eingeschlossen sind. Alles, was sie sehen können, ist das Spiel der Schatten an der Wand, den Widerschein von Objekten, die sie niemals unmittelbar wahrnehmen werden. In dieser Geschichte ist allein der Philosoph imstande, aus der Höhle ins helle Tageslicht zu steigen, wo er die Dinge so sieht, wie sie wirklich sind. Sokrates behauptet, nur der Philosoph, der die Sonne erblickt habe, sei geeignet, die Höhlenbewohner zu regieren – wenn man ihn irgendwie durch eine List dazu bringen könne, wieder in die Dunkelheit zurückzukehren, in der sie hausen.

					Platons Gleichnis läuft darauf hinaus, dass wir uns, um die Bedeutung von Gerechtigkeit und die Natur des guten Lebens begreifen zu können, über die Vorurteile und gewohnten Abläufe des Alltags erheben müssen. Damit hat er, wie ich meine, recht – wenn auch nur teilweise. Auch die Wahrnehmung der Höhlenbewohner hat ihre Berechtigung. Wenn moralische Reflexion nämlich dialektisch abläuft – wenn sie wechselt zwischen den Urteilen, die wir in konkreten Situationen treffen, und den Grundsätzen, die diesen Urteilen zugrunde liegen – so müssen wir uns auch mit Meinungen auseinandersetzen, die uns möglicherweise voreingenommen oder dumm erscheinen. Eine Philosophie, die sich von den Schatten an der Wand nicht berühren lässt, kann nur ein steriles Utopia liefern.

					Wenn moralische Reflexion politisch wird und fragt, welche Gesetze unser kollektives Leben lenken sollten, muss sie sich ein Stück weit auf das Marktgeschrei einlassen – nuf die Streitfragen und Skandale, die die Öffentlichkeit in Atem halten. Debatten über Bankenrettung und Preiswucher, ungleiche Einkommen und Quotenregelungen, Militärdienst und gleichgeschlechtliche Ehen sind der Stoff der politischen Philosophie. Sie veranlassen uns, unsere moralischen und politischen Überzeugungen zu artikulieren und zu rechtfertigen – nicht nur unter Familienmitgliedern und Freunden, sondern auch in der öffentlichen Arena unter den kritischen Blicken unserer Mitbürger.

					Natürlich kommen in diesem Buch auch die politischen Philosophen der Antike wie der Neuzeit zu Wort, die auf manchmal radikalen und überraschenden Wegen jene Ideen durchdacht haben, um die in unserer Zivilgesellschaft gestritten wird – Gerechtigkeit und Rechte, Verpflichtung und Übereinkunft, Ehre und Tugend, Moral und Gesetz. Aristoteles, Immanuel Kant, John Stuart Mill und John Rawls – sie alle spielen auf den folgenden Seiten eine Rolle. Doch die Reihenfolgeihres Auftretens ist nicht chronologisch geordnet. Dieses Buch ist keine Ideengeschichte, sondern eine Reise durch die Gefilde der Moral und der politischen Reflexion. Mir kam es nicht darauf an, zu zeigen, wer in der Geschichte des politischen Denkens wen beeinflusst hat, sondern ich möchte die Leser dazu einladen, die eigenen Ansichten über Gerechtigkeit einer kritischen Untersuchung zu unterziehen – um herauszufinden, was sie denken und warum.

				
					2 Das Prinzip des größten Glücks

					UTILITARISMUS

				Im Sommer 1884 überlebten vier englische Seeleute einen Schiffbruch im Südatlantik. Auf einem kleinen Rettungsboot trieben sie mehr als tausend Meilen vom Land entfernt durchs Meer. Ihr Schiff, die Mignonette, war im Sturm gesunken, und es waren ihnen nur zwei Konservendosen mit Rüben geblieben; Süßwasser hatten sie keines. Thomas Dudley war der Kapitän, Edwin Stephens der Erste Maat und Edmund Brooks ein einfacher Seemann – »alles Männer von hervorragendem Charakter«, wie Zeitungsberichten zu entnehmen war.[1]
Das vierte Mitglied der Mannschaft war der Schiffsjunge Richard Parker, 17 Jahre alt. Der Waise absolvierte seine erste lange Seereise. Er hatte sich gegen den Rat seiner Freunde dazu verpflichtet, »voll der Hoffnungen und der jugendlichen Ambitionen«, weil er meinte, die Reise werde einen Mann aus ihm machen. Leider sollte es anders kommen.
Von ihrem Rettungsboot aus beobachteten die vier Schiffbrüchigen den Horizont in der Hoffnung, ein Schiff werde vorbeikommen und sie retten. In den ersten drei Tagen verzehrten sie kleine Rationen der Rüben. Am vierten Tag fingen sie eine Schildkröte. Die nächsten Tage überstanden sie mit der Schildkröte und den verbliebenen Rüben. Und dann aßen sie acht Tage lang gar nichts.
Mittlerweile lag der Schiffsjunge Parker in einer Ecke des Rettungsboots. Gegen den Rat der anderen hatte er Meerwasser getrunken und war krank geworden. Er schien im Sterben zu liegen. Am 19. Tag ihrer Tortur schlug Dudley, der Kapitän, vor, Lose zu ziehen, um zu bestimmen, wer von ihnen sterben sollte, damit die anderen überleben konnten. Doch Brooks weigerte sich, und so verzichtete man darauf.
Der nächste Tag kam, und noch immer war kein Schiff in Sicht. Dudley wies Brooks an wegzuschauen und gab Stephens ein Zeichen, dass Parker getötet werden solle. Dudley sprach ein Gebet, sagte dem Jungen, seine Zeit sei gekommen, und tötete ihn dann, indem er ihm mit einem Federmesser die Halsschlagader durchtrennte. Brooks gab seine vom Gewissen diktierte Weigerung auf, um seinen Anteil an der grausigen Gabe in Anspruch zu nehmen.
Vier Tage lang ernährten die Männer sich von der Leiche und dem Blut des Schiffsjungen. Dann kam Hilfe. In seinem Tagebuch schildert Dudley ihre Rettung mit einer umwerfenden Schönfärberei: »Am 24. Tag, als wir unser Frühstück einnahmen«, sei zuletzt doch noch ein Schiff erschienen. Die drei Überlebenden wurden an Bord genommen. Zurück in England wurden sie verhaftet und angeklagt. Brooks gab den Kronzeugen, Dudley und Stephens kamen als Angeklagte vor Gericht. Sie gaben offen zu, Parker getötet und verzehrt zu haben, und behaupteten, es aus purer Notwendigkeit getan zu haben.
Nehmen wir an, wir wären in diesem Fall der Richter. Wie würden wir urteilen? Der Einfachheit halber wollen wir die Frage der gesetzlichen Vorschriften beiseite lassen und davon ausgehen, dass wir zu entscheiden hätten, ob es moralisch zulässig war, Parker zu töten.
Das stärkste Argument zur Verteidigung läuft darauf hinaus, dass die Lage so verzweifelt war, dass der Tod eines Menschen notwendig wurde, um drei weiteren das Leben zu retten. Hätte man nicht einen Menschen getötet und verzehrt, wären wahrscheinlich alle vier gestorben. Parker, geschwächt und krank, war der logische Kandidat, da er ohnehin bald gestorben wäre. Und anders als Dudley und Stephens hatte er keine Angehörigen. Sein Tod nahm niemandem den Ernährer und hinterließ weder eine trauernde Ehefrau noch Kinder.
Gegen dieses Argument lassen sich jedoch wenigstens zwei Einwände erheben: Erstens ist zu fragen, ob der Nutzen, der sich aus der Tötung des Schiffsjungen ergab, insgesamt gesehen die Kosten wirklich aufwog. Selbst wenn wir die Zahl der geretteten Leben und das Glück der Überlebenden sowie das ihrer Familien einrechnen, könnte es für eine Gesellschaft insgesamt schlimme Folgen haben, wenn man eine solche Tötung für zulässig hielte – etwa deswegen, weil sie die prinzipielle Ächtung von Mord und Totschlag in Frage stellen würde, weil die Neigung der Menschen zunähme, das Recht selbst in die Hand zu nehmen, oder weil es für Kapitäne schwieriger würde, Schiffsjungen anzuheuern.
Aber selbst wenn, zweitens, der Nutzen alles in allem betrachtet schwerer wiegt als die Kosten: Befällt uns nicht das nagende Gefühl, es sei aus Gründen, die jenseits einer Berechnung sozialer Kosten und Vorteile liegen, einfach falsch, einen wehrlosen Schiffsjungen zu töten und zu verzehren? Ist es nicht falsch, einen Menschen auf diese Weise zu benutzen – seine Verwundbarkeit auszubeuten und ihm ohne seine Zustimmung das Leben zu nehmen, selbst wenn man damit anderen nützt?
Für alle, denen das Handeln von Dudley und Stephens abscheulich vorkommt, dürfte der erste Einwand etwas lau daherkommen. Er übernimmt die utilitaristische Annahme, Moral bestehe darin, Kosten und Nutzen abzuwägen, und möchte einfach die gesellschaftlichen Folgen umfassender gewürdigt sehen.
Wenn die Tötung des Schiffsjungen moralische Entrüstung rechtfertigt, dann trifft der zweite Einwand den Sachverhalt besser. Er verwirft die Vorstellung, richtiges Handeln lasse sich einfach dadurch bestimmen, dass man Kosten und Nutzen gegeneinander abwäge. Er legt nahe, dass Moral mehr bedeutet – dass sie etwas mit der Art und Weise zu tun hat, wie Menschen einander behandeln sollten.
Diese beiden Möglichkeiten, über den Fall im Rettungsboot nachzudenken, illustrieren zwei konkurrierende Annäherungen an das Problem der Gerechtigkeit. Dem ersten Ansatz zufolge hängt die Moral einer Handlung allein von den Folgen ab, die sie nach sich zieht; richtig handeln wir demnach, wenn daraus nach Abwägung aller Umstände etwas Gutes herauskommt. Dem zweiten Ansatz zufolge dürfen wir uns moralisch gesehen nicht ausschließlich um die Konsequenzen einer Handlung sorgen, weil unser Sozialleben durch bestimmte unbedingt zu respektierende Pflichten und Rechte gekennzeichnet sein sollte.
Wollen wir den Rettungsboot-Fall – wie auch viele nicht so extreme moralische Zwickmühlen, denen wir tagtäglich begegnen – lösen, müssen wir einige große Fragen der Moralphilosophie und der politischen Philosophie erörtern: Hängt Moraldavon ab, dass wir Kosten und Nutzen gegeneinander abwägen (oder Leben gegeneinander aufrechnen)? Oder sind bestimmte moralische Pflichten und Menschenrechte so grundlegend, dass sie über solchen Abwägungen stehen? Und falls es solche Rechte gibt, mögen sie nun natürlich, heilig, unveräußerlich oder kategorisch heißen: Wie können wir sie finden? Und warum sind sie so fundamental?

					
						Jeremy Benthams Utilitarismus

					
					Jeremy Bentham (1748–8832) ließ keinen Zweifel daran, wo er in dieser Frage stand. Er überschüttete die Vorstellung der Naturrechte mit Hohn und bezeichnete sie als »Unsinn auf Stelzen«. Die von ihm eingeführte Philosophie hat bis heute großen Einfluss auf das Denken von politischen Entscheidungsträgern, Ökonomen und gewöhnlichen Bürgern.

					Bentham, ein englischer Moralphilosoph und Rechtsreformer, begründete die Lehre des Utilitarismus. Sein zentraler Gedanke ist einfach formuliert und intuitiv überzeugend: Oberstes Prinzip der Moral ist es, das Glück zu maximieren – insgesamt soll die Lust die Unlust überwiegen. Bentham zufolge ist jedes Handeln richtig, das den größten Nutzen hervorbringt. Mit »Nutzen« meint er alles, was Lust oder Glückhervorruft, und alles, was Unlust oder Leid verhindert.

					Zu seinem Grundsatz gelangt Bentham durch folgenden Gedankengang: Wir sind alle durch die Empfindung von Schmerz und Lust beherrscht. Sie sind unsere »obersten Herren«, regieren uns in allem, was wir tun, und bestimmen auch, was wir tun sollten. Die Norm für falsch und richtig ist »an ihrem Thron festgemacht«.[1]

					Wir alle mögen Vergnügen und meiden Schmerz. Die utilitaristische Philosophie erkennt diese Tatsache an und macht sie zur Grundlage der Moral und des politischen Lebens. Die Maximierung des Nutzens ist ein Prinzip, das nicht nur für Einzelne gilt, sondern auch für Gesetzgeber. Wenn eine Regierung entscheidet, welche Gesetze oder politischen Maßnahmen sie erlässt, soll sie alles tun, was das Glück der Gemeinschaft maximiert. Und was ist eine Gemeinschaft? Laut Bentham ist sie ein »fiktiver Körper«, bestehend aus der Summe der Einzelnen, die ihn ausmachen. Bürger und Gesetzgeber sollten sich also stets folgende Frage stellen: Wenn wir alle Vorteile dieser Politik addieren und alle Kosten abziehen, wird damit mehr Glück hervorgebracht als durch die Alternative?

					Bentham nahm an, dass es keinerlei gerechtfertigte Gründe gäbe, vom Grundsatz der Nutzenmaximierung abzuweichen. Jedes moralische Argument, behauptete er kühn, beziehe sich implizit auf die Vorstellung der Glücksmaximierung. Die Leute sagten vielleicht, sie glaubten an gewisse absolute, kategorische Pflichten oder Rechte. Doch sie hätten keinerlei Basis zur Rechtfertigung dieser Pflichten oder Rechte, solange sie nicht davon ausgingen, dass deren Beachtung das Glück der Menschen mehrt – tumindest auf lange Sicht.

					»Wenn jemand versucht, das Prinzip des Nutzens zu bekämpfen«, schreibt Bentham, »so tut er das mit Gründen, die er, ohne sich dessen bewusst zu sein, genau aus diesem Prinzip herleitet.« Richtig verstanden, beruhten alle moralischen Streitigkeiten auf der Uneinigkeit darüber, wie das utilitaristische Prinzip der Maximierung von Lust und der Minimierung von Unlust anzuwenden sei. Das Prinzip selbst werde eigentlich nie problematisiert. »Kann ein Mensch die Erde bewegen?«, fragt Bentham. »Ja, aber er muss erst eine weitere Erde finden, auf der er stehen kann.« Und laut Bentham ist die einzige Erde, die einzige Voraussetzung für moralische Auseinandersetzungen, das Prinzip des Nutzens.[2]

					Bentham glaubte, sein Nutzenprinzip begründe eine Wissenschaft der Moral, die ihrerseits als Grundlage politischer Reformen dienen könne. So schlug er eine Reihe von Projekten vor, mit denen die Strafjustiz effizienter und humaner gestaltet werden sollte. Eine davon war das Panoptikum, ein Gefängnis mit einem zentralen Überwachungsturm, der es dem Aufseher ermöglichen sollte, die Insassen zu beobachten, ohne dass sie ihn sahen. Er brachte vor, das Panoptikum könne von einem privaten Unternehmer (idealerweise von ihm selbst) betrieben werden. Er würde das Gefängnis im Tausch gegen die Profite leiten, die er aus der Arbeit der Gefangenen ziehen wollte – sie sollten 16 Stunden täglich arbeiten. Benthams Plan wurde am Ende verworfen – vermutlich, weil er seiner Zeit weit voraus war. In den letzten Jahren ist die Idee, Gefängnisse von Privatfirmen betreiben zu lassen, in den USA und in England wieder aufgelebt.

					
						
							Bettler zusammentreiben

						
						Ein weiterer Plan Benthams sah vor, die »Armenverwaltung« dadurch zu verbessern, dass man für die Armen Arbeitshäuser einrichtete, die sich selbst finanzieren sollten. Der Plan, mit dem die Präsenz von Bettlern in den Straßen verringert werden sollte, bietet eine lebendige Illustration der utilitaristischen Logik. Zunächst merkte Bentham an, die Begegnung mit Bettlern auf der Straße mindere das Glück der Passanten in zweifacher Hinsicht: Beizartbesaiteten Seelen erzeuge der Anblick des Bettlers die Unlust des Mitleids; bei hartherzigen Leuten sorge er für die Unlust der Abscheu. In beiden Fällen vermindere die Begegnung mit Bettlern das Gemeinwohl. Deshalb schlug Bentham vor, Bettler von der Straße zu holen und sie in Arbeitshäuser zu stecken.[3]

						Man könnte meinen, dass sich Bentham über die Interessen der Bettler einfach hinwegsetzt. Aber das wäre nicht ganz richtig. Er gibt zwar zu, dass einige Bettler beim Betteln glücklicher wären als bei der Arbeit im Armenhaus. Doch er stellt fest, dass auf jeden glücklichen Bettler viele kommen, die im Elend lebten. Er schließt daraus, dass die Summe der von der Allgemeinheit erlittenen Unlust größer sei als die Unlust, die Bettler verspüren mögen, wenn man sie ins Arbeitshaus verschleppte.[4]

						Auch die Bedenken, die Steuerzahler würden mit einer Abgabe belastet, wenn man Arbeitshäuser errichtete und betriebe, wusste Bentham zu zerstreuen. Er schlug eine Methode vor, mit der sich seine Armenverwaltung vollständig selbst finanzieren könnte: Jeder Bürger, der auf einen Bettler traf, sollte ermächtigt werden, ihn zu ergreifen und ins nächstgelegene Arbeitshaus zu bringen. Sobald ein Bettler dort eingeschlossen war, hatte er die Kosten für seinen Unterhalt abzuarbeiten. Auf einem »Konto zur Selbstbefreiung« sollten die Kosten für Nahrung, Kleidung, Bettzeug, medizinische Versorgung erfasst werden, dazu eine Lebensversicherungspolice, falls der Bettler starb, ehe seine Schulden getilgt waren. Als Anreiz für die Bürger, die Mühe auf sich zu nehmen und Bettler aufzugreifen und im Arbeitshaus abzuliefern, regte Bentham eine Belohnung von 20 Shilling pro Aufgriff an – Kosten, die selbstverständlich der Bettler zu tragen hatte.[5]

						Auch auf die Zuweisung der Zimmer in dieser Einrichtung wandte Bentham die utilitaristische Logik an. Es ging ihm darum, das Unbehagen zu verringern, das Insassen angesichts ihrer Nachbarn erlitten: »Neben jeder Klasse, von der eine bestimmte Unannehmlichkeit zu erwarten ist, solle eine Klasse von Menschen untergebracht werden, die dafür weniger anfällig ist.« Beispielsweise sollte man »neben tobenden Verrückten oder Personen mit ausschweifender Konversation die Taubstummen einquartieren (…). Neben Prostituierte und lose Weiber bringe man betagte Frauen unter.« Und was »die schockierend Entstellten« anging, schlug Bentham vor, sie neben den blinden Insassen wohnen zu lassen.[6]

						Benthams Vorschlag mag einem hart vorkommen, doch es ging ihm nicht um Strafe, sondern lediglich darum, ein Problem zum Nutzen der Gesellschaft und zum Wohle aller zu lösen. Sein Plan für die Verwaltung der Armen wurde nie umgesetzt. Doch der utilitaristische Geist, der dahintersteckte, ist heute noch wohlauf und lebendig. Ehe wir uns einige aktuelle Beispiele für utilitaristisches Denken ansehen, lohnt sich die Frage, ob es gegen Benthams Philosophie etwas einzuwenden gibt und falls ja, aus welchen Gründen.

					
				
					
						Einwand 1: Die Rechte des Einzelnen

					
					Viele halten es für die eklatanteste Schwäche des Utilitarismus, dass er die Rechte des Einzelnen nichtachtet. Weil er sich nur um die Summe des Glücks kümmert, kann er rücksichtslos über einzelne Menschen hinweggehen. Natürlich, jeder zählt – aber nur in dem Sinn, dass die Vorlieben jedes Einzelnen gemeinsam mit denen aller anderen zu bilanzieren sind. Das aber heißt, dass die konsequent angewandte utilitaristische Logik eine Behandlung von Individuen billigt, die gegen grundlegende Normen des Anstands und der Achtung verstößt. Folgender Fall mag das illustrieren.

					
						
							Christen den Löwen vorwerfen

						
						Zur Belustigung der Massen warf man im Kolosseum des antiken Rom den Löwen Christen zum Fraß vor. Stellen wir uns vor, wie die utilitaristische Algebra ablaufen würde: Ja, der Christ erleidet entsetzliche Schmerzen, wenn die Löwen ihn zerfleischen und fressen. Aber denken wir doch an die kollektive Ekstase der jubelnden Zuschauer, die eng gedrängt im Kolosseum sitzen. Wenn genügend Römer aus dem gewalttätigen Schauspiel genügend Vergnügen ziehen, gibt es dann irgendeinen Grund, aus dem ein Utilitarist dies verurteilen könnte?

						Der Utilitarist mag besorgt sein, dass solche Spiele die Sitten verrohen und in den Straßen Roms mehr Gewalt entstehen lassen könnten; oder sie erzeugen Furcht unter möglichen Opfern, dass auch sie eines Tages den Löwen vorgeworfen werden könnten. Sind diese Auswirkungen hinreichend schlimm, ist durchaus denkbar, dass sie das durch die Spiele hervorgerufene Vergnügen überwiegen und dem Utilitaristen einen Grund geben, sie zu verbieten. Aber wenn diese Berechnungen der alleinige Grund dafür sind, dass man davon Abstand nimmt, Christen um der Unterhaltung willen einem gewaltsamen Tod zuzuführen, frage ich mich, ob da nicht etwas moralisch Bedeutsames übersehen wird.

					
					
						
							Ist Folter je gerechtfertigt?

						
						Eine ähnliche Frage ergibt sich in zeitgenössischen Debatten darüber, ob Folter bei der Befragung von Terrorismusverdächtigen je gerechtfertigt sei. Nehmen wir das Szenario mit der tickenden Zeitbombe: Stellen Sie sich vor, Sie seien der Leiter der örtlichen CIA-Zweigstelle. Sie nehmen einen Terrorverdächtigen fest, von dem Sie glauben, er verfüge über Informationen zu einer nuklearen Vorrichtung, die noch am selben Tag in Manhattan hochgehen soll. Tatsächlich haben Sie Grund zu der Annahme, er habe die Bombe selbst gelegt. Während Ihnen die Zeit davonläuft, weigert er sich, zuzugeben, dass er ein Terrorist ist, oder zu verraten, wo die Bombe ist. Wäre es richtig, ihn so lange zu foltern, bis er preisgibt, wo die Bombe sich befindet und wie man sie entschärfen kann?

						Die Gleichung ist einfach: Folter fügt dem Subjekt Schmerzen zu, was sein Glück oder seinen Nutzen erheblich mindert. Wenn jedoch die Bombe explodiert, werden Tausende Unschuldiger ihr Leben verlieren. Aus utilitaristischer Perspektive ist es moralisch zweifellos zu rechtfertigen, einem Einzelnen intensive Schmerzen zuzufügen, wenn damit in sehr großem Maßstab Tote und Leid zu verhindern sind. Die Ansicht des ehemaligen US-Vizepräsidenten Richard Cheney, die Anwendung harter Verhörmethoden gegen potentielle Al-Kaida-Terroristen sei gerechtfertigt, weil sie dazu beitragen könnte, einen weiteren Terrorangriff auf die USA zu verhindern, beruht auf dieser utilitaristischen Logik.

						Das soll nicht heißen, dass alle Utilitaristen Folter befürworten. Manche sind aus praktischen Gründen dagegen. Sie meinen, Folter funktioniere nur selten, da unter Zwang gewonnene Informationen oft unzuverlässig seien. Es werde also Schmerz zugefügt, doch die Gesellschaft dadurch nicht sicherer. Sie halten sie daher für nutzlos. Oder sie sind besorgt, dass unsere Soldaten im Falle einer Gefangennahme brutaler behandelt würden, wenn unser Land Folter anwendete. Der unerwünschte Nebeneffekt könnte den allgemeinen Nutzen, der sich aus unserer Anwendung der Folter ergäbe, insgesamt gesehen verringern.

						Diese praktischen Erwägungen mögen zutreffen oder auch nicht. Als Begründung, sich gegen Folter zu wenden, sind sie jedoch uneingeschränkt mit dem utilitaristischen Denken vereinbar. Sie erklären nicht, dass es an sich von Übel sei, einen Menschen zu foltern, sondern nur, dass die Anwendung von Folter schlimme Folgen haben könnte, die insgesamt gesehen mehr Schaden als Nutzen nach sich zögen.

						Manche Menschen verwerfen Folter grundsätzlich. Sie glauben, sie verstoße gegen die Menschenrechte und missachte die Würde des Menschen. Ihre Argumentation gegen die Folter hängt nicht von utilitaristischen Erwägungen ab. Sie meinen, Menschenrechte und menschliche Würde besäßen eine moralische Grundlage, die jenseits aller Nutzenerwägungen liege. Wenn sie recht haben, ist Benthams Philosophie falsch.

						Oberflächlich gesehen scheint das Szenario mit der tickenden Bombe Benthams Position in dieser Debatte zu stützen. Die Anzahl der Opfer scheint einen moralischen Unterschied auszumachen.

						Den möglichen Tod von drei Menschen in einem Rettungsboot hinzunehmen, um nicht kaltblütig einen unschuldigen Schiffsjungen töten zu müssen, ist eine Sache. Doch was ist, wenn Tausende Menschenleben auf dem Spiel stehen? Was, wenn Hunderttausende Menschenleben in Gefahr wären? Der Utilitarist würdevorbringen, von einem bestimmten Punkt an könnte selbst der glühendste Verfechter der Menschenrechte nur schwer darauf bestehen, dass es moralisch besser sei, eine sehr große Zahl Unschuldiger sterben zu lassen, als einen einzelnen Terrorverdächtigen zu foltern.

						Als Prüfstein für die utilitaristische Moralargumentation führt der Fall der tickenden Zeitbombe jedoch in die Irre. Mit ihm soll bewiesen werden, dass die Anzahl der betroffenen Menschen eine Rolle spielt, so dass wir, wenn ausreichend viele Menschenleben gefährdet sind, bereit sein sollten, unsere Skrupel in Bezug auf Würde und Rechte zu unterdrücken. Und wenn das wahr ist, geht es bei der Moral letztendlich doch um die Berechnung von Kosten und Nutzen.

						Aber das Folterszenario zeigt nicht, dass die Aussicht, viele Leben zu retten, es rechtfertigt, einem Unschuldigen schweres Leid zuzufügen. Wir müssen bedenken, dass die Person, die wegen der Rettung all dieser Leben gefoltert wird, des Terrorismus verdächtigt wird – oder sogar die Bombe selbst gelegt hat. Die moralische Kraft der Argumente, den Verdächtigen zu foltern, hängt stark von der Annahme ab, dass er in irgendeiner Weise für die Gefahr verantwortlich sei, die wir nun abzuwehren suchen. Falls er nicht für diese Bombe verantwortlich ist, nehmen wir an, er habe andere schreckliche Taten begangen, für die er es verdient habe, brutal behandelt zu werden. Die im Fall der tickenden Zeitbombe wirksame moralische Intuition speist sich nicht ausschließlich aus einer Kosten-Nutzen-Rechnung, sondern auch aus der keineswegs utilitaristischen Vorstellung, dass Terroristen böse Menschen sind, die es verdienen, bestraft zu werden.

						Das wird dann deutlich, wenn wir das Szenario in der Weise verändern, dass nun ein Schuldloser gefoltert wird. Nehmen wir an, der Verdächtige sei allein dadurch zum Reden zu bringen, dass seine kleine Tochter (die von den schändlichen Aktivitäten ihres Vaters gar nichts weiß) gefoltert wird. Wäre das moralisch zulässig? Ich habe den Verdacht, dass selbst ein hartgesottener Utilitarist bei dieser Vorstellung zurückzucken würde. Dabei stellt diese Version des Folterszenarios einen realistischeren Test des utilitaristischen Prinzips dar. Sie sieht von der Intuition ab, dass der Terrorist ohnehin Strafe verdient habe (ungeachtet der wertvollen Information, die wir zu gewinnen hoffen), und zwingt uns, die utilitaristische Kalkulation an sich zu bewerten.

					
					
						
							Die Stadt des Glücks

						
						Die zweite Version des Folterfalls – die mit der unschuldigen Tochter – erinnert mich an eine Kurzgeschichte von Ursula K. Le Guin. Die Geschichte The Ones Who Walked Away from Omelas (deutsch: Die Omelas den Rücken kehren) handelt von einer Stadt namens Omelas – einer Stadt des Glücks und der bürgerlichen Freuden, einem Ort ohne Könige oder Sklaven, ohne Werbung oder Börsen, ohne Atombombe. Für den Fall, dass uns dieser Ort in all seiner Perfektion zu unrealistisch vorkommt, teilt uns die Autorin noch etwas darüber mit: »In einem Untergeschoss unter einem der schönen öffentlichen Gebäude von Omelas oder vielleicht im Keller eines der geräumigen Privathäuser der Stadt gibt es einen Raum. Er hat nur eine verschlossene Tür und kein Fenster.« Darin sitzt ein Kind. Das Kind ist schwachsinnig, unterernährt und vernachlässigt. Es verbringt seine Tage in erbärmlichem Elend.

						
							Sie wissen alle von seiner Existenz, alle Leute von Omelas (…). Sie wissen alle, dass es dort sein muss (…). Alle verstehen, dass ihr Glück, die Schönheit ihrer Stadt, die Zärtlichkeit ihrer gegenseitigen Beziehungen, die Gesundheit ihrer Kinder (…), der Überfluss ihrer Ernte und das freundliche Wetter ihres Himmels gänzlich von dem abscheulichen Elend des Kindes abhängen (…). Wenn man das Kind aus diesem hässlichen Loch ans Tageslicht bringen würde, wenn es gewaschen und gefüttert und gepflegt würde – so würde auf den Tag und die Stunde all der Wohlstand, die Schönheit und die Freude von Omelas verwelken und vergehen. So lauten die Bestimmungen.[1]

						

						Sind diese Bedingungen moralisch annehmbar? Gemäß dem ersten Einwand gegen Benthams Utilitarismus – dass es nämlich unveräußerliche Menschenrechte gibt – tind sie das nicht – auch dann nicht, wenn sie zu einer Stadt des Glücks führen. Es wäre falsch, die Rechte eines unschuldigen Kindes zu verletzen, selbst um des Glücks der Mehrheit willen.

					
				
					
						Einwand 2: Eine allgemeingültige Währung für Werte

					
					Der Utilitarismus behauptet, eine Wissenschaft der Moral zu bieten, die darauf beruht, dass man Glück misst, summiert und berechnet. Er registriert die Wünsche und Vorlieben der Menschen, ohne sie zu beurteilen. Die Präferenzen aller zählen gleich viel. Dieses vorurteilslose Denken begründet einen großen Teil seiner Anziehungskraft. Und sein Versprechen, die moralische Entscheidung zur Wissenschaft zu machen, durchdringt viele zeitgenössische Argumentationen. Doch um Vorlieben summieren zu können, muss man sie auf ein und derselben Skala messen. Benthams Vorstellung vom Nutzen stellt eine solche gemeinsame Währung bereit.

					Aber ist es überhaupt möglich, alle moralischen Güter in einer einzigen Währung zu erfassen, ohne dass bei der Übertragung etwas verlorengeht? Der zweite Einwand gegen den Utilitarismus bezweifelt, dass dies möglich ist. In diesem Zusammenhang sollten wir uns ansehen, wie die utilitaristische Logik in der Kosten-Nutzen-Analyse angewandt wird – einer Form der Entscheidungsfindung, die Regierungen und Unternehmen häufig einsetzen. Eine Kosten-Nutzen-Analyse versucht, die Entscheidungsfindung bei komplexen gesellschaftlichen Fragen zu rationalisieren; dazu überträgt sie alle Aufwendungen und Vorteile in monetäre Begriffe und vergleicht sie dann miteinander.

					
						
							Der Nutzen von Lungenkrebs

						
						Das Tabakunternehmen Philip Morris macht gute Geschäfte in der Republik Tschechien, wo das Rauchen nach wie vor sehr beliebt und gesellschaftlich akzeptiert ist. Aus Sorge über die steigenden Kosten für die durch Rauchen bedingten medizinischen Behandlungen erwog die tschechische Regierung kürzlich, die Tabaksteuern zu erhöhen. In der Hoffnung, die Steuererhöhung abwenden zu können, gab Philip Morris eine Kosten-Nutzen-Analyse in Auftrag, die feststellen sollte, wie das Rauchen sich auf den Staatshaushalt Tschechiens auswirkt. Die Studie fand heraus, dass die Regierung durch das Rauchen letztlich mehr Geld einnimmt, als sie verliert. Der Grund: Obwohl Raucher dem Haushalt höhere medizinische Kosten aufbürden, solange sie leben, spart die Regierung gleichzeitig beträchtliche Summen bei der Gesundheitsversorgung, den Renten und der Altenpflege ein, weil Raucher früher sterben. Der Studie zufolge ergibt sich, sobald man die »positiven Effekte« des Rauchens – einschließlich der Einkünfte durch Tabaksteuern und Einsparungen durch das frühere Ableben von Rauchern – angemessen berücksichtigt, für den Finanzminister ein Nettogewinn von 147 Millionen Dollar.[1]

						Aus dieser Kosten-Nutzen-Analyse erwuchs Philip Morris ein katastrophaler Imageschaden. »Bisher leugneten Tabakfirmen üblicherweise, dass Zigaretten Menschen töten«, schrieb ein Kommentator. »Nun geben sie damit an.«[2] Die Anti-Raucher-Lobby veröffentlichte Zeitungsanzeigen, auf denen der Fuß eines Leichnams in einer Leichenhalle zusehen war. An einem Zeh war ein Preisschild über 1227 Dollar befestigt – der Betrag, den die tschechische Regierung mit jedem durch Rauchen bedingten Todesfall angeblich einsparte. Angesichts der öffentlichen Entrüstung und Häme entschuldigte sich der Chef von Philip Morris und erklärte, die Studie zeige »eine umfassende und unannehmbare Missachtung grundlegender menschlicher Werte«.[3]

						Man kann auch zu dem Schluss kommen, die Studie von Philip Morris über das Rauchen illustriere die moralische Verrücktheit der Kosten-Nutzen-Analyse und des utilitaristischen Denkens, das dahintersteht. Lungenkrebstote als einen Positivposten in einer Bilanz zu verbuchen zeigt eine kaltschnäuzige Missachtung des menschlichen Lebens. Jede moralisch vertretbare Politik gegenüber dem Rauchen müsste nicht nur die steuerlichen Folgen betrachten, sondern auch die Folgen für die Gesundheit und das Wohlbefinden der Menschen.

						Ein Utilitarist würde nicht bestreiten, dass diese weiteren Folgen ebenfalls von Bedeutung sind: der Schmerz und das Leid, die trauernden Familien, der Verlust von Leben. Nach Bentham lässt sich schließlich das weitgespannte Spektrum der Dinge, die uns wichtig sind, mit einer einzigen Skala erfassen – einschließlich der Menschenleben. Ein Anhänger Benthams würde der Studie über das Rauchen also ernsthafte methodische Mängel unterstellen. Eine umfassendere Kosten-Nutzen-Analyse würde nämlich auch die Kosten des frühen Todes für den Raucher und seine Familie einbeziehen und diese gegen die Einsparungen abwägen, die die Regierung durch den frühen Tod des Rauchers erzielt.

						Das führt uns zurück zu der Frage, ob alle Werte in monetäre Begriffe übertragbar sind. Genau darum bemühen sich manche Versionen der Kosten-Nutzen-Analyse, wobei sie sogar so weit gehen, dem Menschenleben einen Geldwert zuzuschreiben. Sehen wir uns zwei Anwendungen der Kosten-Nutzen-Analyse an, die moralische Entrüstung auslösten – geradeweil sie den Wert eines Menschenlebens mit einbezogen.

					
					
						
							Explodierende Benzintanks

						
						In den 70er Jahren war der Ford Pinto einer der meistverkauften kleinen Mittelklassewagen der USA. Leider neigte sein Benzintank beim Heckaufprall eines anderen Fahrzeugs zur Explosion. Mehr als 500 Menschen starben, weil ihr Pinto in Flammen aufging, und noch viel mehr erlitten schwere Verbrennungen. Als eines der Brandopfer die Firma Ford wegen der fehlerhaften Konstruktion verklagte, kam heraus, dass den Ingenieuren von Ford bewusst gewesen war, welche Gefahr der Benzintank darstellte. In der Chefetage des Unternehmens hatte man jedoch eine Kosten-Nutzen-Analyse angestellt und befunden, dass der Nutzen eines Umbaus nicht die elf Dollar pro Wagen wert war, die erforderlich gewesen wären, um die Autos mit einer Vorrichtung zu versehen, die den Tank sicherer gemacht hätte.

						Um den Nutzen eines sicheren Benzintanks zu berechnen, schätzte Ford, dass es ohne diese technischen Änderungen zu 180 Todesfällen und 180 Brandverletzungen käme. Dann wies man jedem verlorenen Leben und jeder erlittenen Verletzung einen Geldwert zu – 200000 Dollar pro Menschenleben, 67000 Dollar pro Verletzung. Zu diesen Beträgen addierte man Zahl und Wert der Pintos, die wahrscheinlich in Flammen aufgehen würden, und errechnete, dass der Gesamtnutzen der erhöhten Sicherheit 49,5 Millionen Dollar ergäbe. Dagegen hätte es 137,5 Millionen gekostet, 12,5 Millionen Fahrzeuge mit einer Sicherheitsvorrichtung für 11 Dollar auszustatten. Also kam das Unternehmen zu dem Schluss, die Kosten einer Verbesserung des Tanks stünden in keinem Verhältnis zum Nutzen eines sichereren Autos.[4]

						Als die Jury des Gerichts von der Studie erfuhr, war sie empört. Sie gewährte dem Kläger 2,5 Millionen Dollar als Entschädigung sowie 125 Millionen als Strafschadensersatz (der Betrag wurde später auf 3,5 Millionen Dollar reduziert).[5] Vielleicht hielten es die Jury-Mitglieder für falsch, dass ein Unternehmen dem Menschenleben einen Geldwert beimaß. Vielleicht glaubten sie auch, 200000 Dollar seien unerhört wenig. Ford war nicht selbst auf diese Zahl gekommen, sondern hatte sie von einer US-Behörde erhalten. Anfang der 70er Jahre hatte die Nationale Behörde für Sicherheit im Straßenverkehr die Kosten eines Verkehrstoten berechnet. Die Behörde addierte Produktivitätsverluste, medizinische Kosten, Bestattungskosten und die Schmerzen und Leiden des Opfers und kam auf 200000 Dollar pro Todesfall.

						Falls der Einwand der Jury das Preisschild und nicht das Prinzip betraf, könnte ein Utilitarist zustimmen. Wenige Menschen würden sich dazu entschließen, für 200000 Dollar bei einem Autounfall zu sterben. Die meisten Menschen leben gern. Um die vollständigen Kosten eines Todesfalls zu messen, müsste man auch den Verlust des Opfers an künftigem Glück einbeziehen, nicht nur die ihm entgangenen Einnahmen und die Bestattungskosten. Aber wie sähe dann eine realistischere Schätzung für den monetären Wert eines Menschenlebens aus?

					
					
						
							Preisabschlag für Senioren

						
						Als die US-Umweltschutzbehörde (EPA) versuchte, diese Frage zu beantworten, löste auch sie moralische Entrüstung aus – wenn auch von anderer Art. 2003 stellte die EPA eine Kosten-Nutzen-Analyse für neue Normen gegen Luftverschmutzung vor. Die Behörde war deutlich großzügiger als Ford, arbeitete allerdings mit einer auf das Alter abgestimmten Bemessung: Für jedes durch sauberere Luft gerettete Leben setzte sie 3,7 Millionen Dollar an – mit Ausnahme der über 70-Jährigen, deren Leben nur mit 2,3 Millionen verbucht wurde. Hintergrund der unterschiedlichen Bewertungen war eine utilitaristische Feststellung: Erhält man das Leben einer älteren Person, bringt das weniger Nutzen als die Bewahrung des Lebens jüngerer Menschen. (Jüngere Menschen haben eine höhere Lebenserwartung und daher noch eine größere Menge an Lebensglück zu genießen.) Vertreter der älteren Generation sahen das anders. Sie stellten den »Preisabschlag für Senioren« in Frage und meinten, die Regierung solle dem Leben jüngerer Menschen keinen größeren Wert beimessen als dem Leben der Älteren. Die EPA, durch die Proteste aufgeschreckt, gab den Preisabschlag schnell auf und zog den Bericht zurück.[6]

						Kritiker des Utilitarismus verweisen auf solche Episoden, um damit zu belegen, dass eine Kosten-Nutzen-Analyse in die Irre führe und es von moralischer Abstumpfung zeuge, dem Menschenleben einen monetären Wert zuzuschreiben. Verteidiger der Kosten-Nutzen-Analyse sind anderer Ansicht. Sie bringen vor, dass bei vielen gesellschaftlichen Entscheidungen implizit eine bestimmte Zahl von Menschenleben gegen andere Güter und Annehmlichkeiten aufgerechnet wird. Das Menschenleben hat, darauf bestehen sie, seinen Preis, ob wir das nun zugeben oder nicht.

						Beispielsweise fordert die Nutzung des Automobils einen vorhersagbaren Zoll an Menschenleben – in den USA sind das mehr als 40000 Tote jährlich. Doch das bringt uns als Gesellschaft nicht dazu, Autos aufzugeben. Tatsächlich veranlasst es uns noch nicht einmal, die Geschwindigkeitsbeschränkung strenger zu handhaben. Während einer Ölkrise im Jahr 1974 erließ der US-Kongress ein nationales Tempolimit von 55 Meilen pro Stunde. Obwohl damit in erster Linie Energie eingespart werden sollte, hatte diese Maßnahme auch weniger Verkehrstote zur Folge.

						In den 80er Jahren hob der Kongress die Beschränkung wieder auf, und die meisten Staaten erlaubten daraufhin 65 Meilen pro Stunde. Autofahrer sparten dadurch Zeit, doch die Zahl der Verkehrstoten stieg an. Damals stellte keiner eine Kosten-Nutzen-Analyse an, um festzustellen, ob der Nutzen schnelleren Fahrens die Kosten der Menschenleben wert war. Doch einige Jahre später rechneten zwei Ökonomen den Fall durch. Den Nutzen der erlaubten höheren Geschwindigkeit definierten sie über das schnellere Pendeln zwischen Wohnung und Arbeitsplatz. Sie kalkulierten den ökonomischen Effekt der eingesparten Zeit (bei einem durchschnittlichen Stundenlohn von 20 Dollar) und dividierten die Einsparungen durch die Zahl der zusätzlichen Todesfälle. Wie sie ausrechneten, bewerteten die Amerikaner ein Menschenleben für die Annehmlichkeit, schneller fahren zu dürfen, effektiv mit 1,54 Millionen Dollar pro Leben. Das war der ökonomische Gewinn pro Todesfall, der sich daraus ergab, dass man zehn Meilen pro Stundeschneller fahren durfte.[7]

						Befürworter der Kosten-Nutzen-Analyse verweisen darauf, dass wir, wenn wir mit 65 statt mit 55 Meilen pro Stunde unterwegs sind, ein Menschenleben unausgesprochen mit 1,54 Millionen Dollar bewerten – das ist erheblich weniger als die Zahl von 6 Millionen Dollar pro Leben, die US-Behörden üblicherweise ansetzen, wenn sie Normen gegen Verschmutzung und Regeln zu Gesundheit und Sicherheit festlegen. Warum sollte man das also nicht explizit äußern? Wenn es schon nicht zu vermeiden ist, dass man gewisse Sicherheitsniveaus gegen bestimmte Vorteile und Annehmlichkeiten aufrechnet, sagen sie, dann sollten wir das wenigstens mit offenen Augen tun und Kosten wie Nutzen so systematisch wie möglich vergleichen – auch wenn es darauf hinausläuft, dem Menschenleben ein Preisschildanzuheften.

						Dass wir davor zurückschrecken, Menschenleben einen Geldwert beizumessen, sehen Utilitaristen als Impuls, den wir überwinden sollten – als ein Tabu, das klares Denken und rationale gesellschaftliche Entscheidungen behindert. Für Kritiker des Utilitarismus hingegen verweist unser Zögern auf die Tatsache, dass es nicht möglich sei, alle Werte und Güter mit einem einzigen Maßstab zu messen.

					
					
						
							Schmerz gegen Bezahlung

						
						Es ist nicht klar, wie dieser Streit beigelegt werden kann. Doch einige empirisch orientierte Sozialwissenschaftler haben es versucht. In den 30er Jahren machte sich der Sozialpsychologe Edward Thorndike daran, ein fundamentales Prinzip des Utilitarismus empirisch zu belegen. Er wollte zeigen, dass es möglich sei, unsere scheinbar unterschiedlichen Begierden und Abneigungen in eine allgemeingültige Währung von Lust und Unlust zu übertragen. Im Rahmen einer Untersuchung fragte er junge Sozialhilfeempfänger, wie viel man ihnen bezahlen müsste, damit sie bereit wären, verschiedene Qualen zu erleiden. Die Fragen lauteten etwa: »Wie viel müsste man Ihnen bezahlen, damit Sie sich einen oberen Schneidezahn ziehen lassen?«, »… damit man Ihnen den kleinen Zeh eines Fußes amputieren darf?«, »… damit Sie einen lebenden 20 Zentimeter langen Regenwurm essen?«, »… damit Sie eine Katze mit bloßen Händen erwürgen?« oder »… damit Sie den Rest Ihres Lebens in Kansas verbringen, zehn Meilen von jeder größeren Ortschaft entfernt?«[8]

						Welcher dieser Punkte erzielte wohl den höchsten Preis und welcher den niedrigsten? Hier die Preisliste, die sich aus dieser Untersuchung ergab (in Dollar von 1937):

						
									
											
											Zahn:

										
											
											4500

										
									

									
											
											Zeh:

										
											
											57000

										
									

									
											
											Wurm:

										
											
											100000

										
									

									
											
											Katze:

										
											
											10000

										
									

									
											
											Kansas:

										
											
											300000

										
									

								

						Wie Thorndike glaubte, stützten seine Befunde die Vorstellung, alle Güter seien mit einem einzigen Maßstab zu messen und zu vergleichen. »Jeder überhaupt vorhandene Wunsch oder jede Befriedigung existiert in Form eines bestimmten Betrages und ist somit messbar«, schrieb er. »Das Leben eines Hundes oder einer Katze oder eines Hühnchens (…) besteht vorwiegend aus Appetit, heftigem Verlangen, Wünschen und ihrer Befriedigung und ist davon bestimmt (…). Das gilt auch für das menschliche Leben, selbst wenn die Formen des Appetits und der Wünsche zahlreicher, subtiler und komplizierter sind.«[9]

						Thorndikes groteske Preisliste legt jedoch nahe, dass solche Vergleiche absurd sind. Können wir tatsächlich daraus schließen, dass die Versuchspersonen die Aussicht auf ein Leben in Kansas dreimal so unangenehm fanden wie das Verspeisen eines Regenwurms – oder unterscheiden sich diese Erfahrungen nicht vielmehr auf eine Weise, die keinen aussagekräftigen Vergleich zulässt? Thorndike räumte ein, dass bis zu einem Drittel der Probanden feststellte, keine Summe der Welt könne sie dazu bewegen, eine Erfahrung zu erleiden, die sie als »unermesslich abstoßend« bewerteten.[10]

					
					
						
							Die Mädels von St.Anne’s

						
						Möglicherweise gibt es kein schlagendes Argument für oder gegen die Behauptung, alle moralischen Güter könnten verlustfrei auf einen einzigen Wertmaßstab übertragen werden. Doch hier ist ein weiterer Fall, der diese Behauptung in Frage stellt:

						Als ich in den 70er Jahren als Doktorand in Oxford war, gab es dort für Frauen und Männer getrennte Institute. In den Instituten für Frauen galt eine Regelung, die untersagte, dass männliche Besucher in den Frauenräumen übernachteten. Diese Regel wurde selten durchgesetzt und war leicht zu umgehen (wie ich mir habe sagen lassen). Die meisten Offiziellen der Colleges sahen ihre Rolle nicht mehr darin, traditionelle Vorstellungen von Sexualmoral durchzusetzen. Der Druck, diese Regeln zu lockern, vergrößerte sich zusehends, und eine Debatte am St.Anne’s College, einem der allein Frauen vorbehaltenen Institute, wurde anberaumt.

						Einige ältere Frauen der Fakultät verteidigten die Tradition. Aus althergebrachten Gründen der Moral waren sie dagegen, männliche Gäste zuzulassen; ihrer Ansicht nach war es für eine unverheiratete junge Frau unschicklich, die Nacht mit einem Mann zu verbringen. Doch die Zeiten hatten sich geändert, und den Vertreterinnen der Tradition war es peinlich, die wahren Gründe für ihre Einwände zu nennen. Also übersetzten sie ihre Argumente in utilitaristische Formulierungen. »Wenn Männer über Nacht bleiben«, meinten sie, »werden die Kosten für das College steigen.« Wie das, mag man sich fragen. »Nun ja, sie werden ein Bad nehmen wollen, und dadurch steigt der Verbrauch von Warmwasser«, lautete die Erklärung. Außerdem, so brachten die Frauen vor, »müssen wir die Matratzen häufiger austauschen«.

						Die Reformer kamen den Argumenten der Traditionalisten entgegen und übernahmen folgenden Kompromiss: Jede Frau konnte wöchentlich maximal drei Übernachtungsgäste empfangen, vorausgesetzt, jeder Gast zahlte 50 Pence pro Nacht, um die Kosten des Colleges abzudecken. Im Guardian war am nächsten Tag folgende Schlagzeile zu lesen: »Die Mädels von St.Anne’s: Fünfzig Pence pro Nacht.« Die Sprache der Tugend hatte sich nicht besonders gut in die Sprache des Nutzens übersetzen lassen. Bald darauf wurden die Trennungsregeln ganz abgeschafft und damit auch die Gebühr.

					
				
					
						John Stuart Mill

					
					Wir haben zwei Einwände gegen Benthams Prinzip des »größten Glücks« vorgebracht: erstens, dass es der Menschenwürde und den Rechten des Einzelnen kein ausreichendes Gewicht beimisst, und zweitens, dass es alles von moralischer Bedeutung auf eine einzige Skala von Lust und Unlust reduziert. Wie überzeugend sind diese Einwände?

					John Stuart Mill (1806–6873) glaubte, ihnen begegnen zu können. Eine Generation nach Bentham versuchte er, den Utilitarismus zu retten, indem er ihn in eine humanere, weniger berechnende Lehre umformte. John Stuart war der Sohn von James Mill, einem Freund und Schüler Benthams. James Mill unterrichtete seinen Sohn zu Hause, und der junge Mill wuchs zu einem Wunderkind heran. Mit drei Jahren lernte er Griechisch, mit acht Jahren Latein. Mit elf Jahren schrieb er eine Geschichte des römischen Rechts. Als er zwanzig Jahre alt war, erlitt er einen Nervenzusammenbruch, der ihn in eine Depression stürzte. Kurz darauf lernte er Harriet Taylor kennen. Zu dieser Zeit war sie verheiratet und hatte zwei Kinder, doch sie und Mill wurden enge Freunde. Als ihr Mann zwanzig Jahre später starb, heirateten die beiden. Mill bezeichnete Harriet Taylor als wichtigste intellektuelle Partnerin und Mitarbeiterin auf dem Weg, Benthams Lehre zu revidieren.

					
						
							Das Plädoyer für die Freiheit

						
						Mills Schriften lassen sich als unermüdlicher Versuch lesen, die Rechte des Einzelnen mit der von seinem Vater geerbten und von Bentham übernommenen utilitaristischen Idee zu versöhnen. Sein Buch Über die Freiheit (1859) ist das klassische Plädoyer für die individuelle Freiheit in der englischsprachigen Welt. Sein zentrales Prinzip lautet, dass Menschen die Freiheit zustehen sollte, alles zu tun, was sie wollen, vorausgesetzt, sie fügen anderen kein Leid zu. Eine Regierung sei nicht befugt, die Freiheit des Einzelnen einzuschränken, um ihn vor sich selbst zu schützen oder ihm eine bestimmte Vorstellung vom richtigen Leben aufzunötigen. Die einzigen Handlungen, die jemand gegenüber der Gesellschaft zu verantworten hat, sind laut Mill diejenigen, die sich auf andere auswirken. Solange ich keinem anderen schade, ist meine »Unabhängigkeit, dem Rechte nach, unbeschränkt. Über sich selbst, über den eigenen Körper und die eigene Seele ist der Einzelne Alleinherrscher.«[1]

						Diese unnachgiebige Verteidigung der Rechte des Einzelnen sollte allerdings mit etwas Stärkerem als dem bloßen Nutzen gerechtfertigt werden. Denn nehmen wir folgenden Fall: Eine große Mehrheit verachtet eine kleine religiöse Bewegung und möchte, dass sie verboten wird. Ist es nicht möglich oder gar wahrscheinlich, dass ein Verbot der Religion das größte Glück der größten Zahl von Menschen hervorbringt? Sicher, die verbotene Minderheit würde Unglück und Frustration erleiden. Doch wenn die Mehrheit groß genug und in ihrem Hass auf die Ketzer hinreichend leidenschaftlich ist, könnte ihr kollektives Glück deren Leiden sehr wohl überwiegen.

						Wenn dieses Szenario realistisch erscheint, dann sieht es so aus, als sei der Nutzen ein wackeliges, unzuverlässiges Fundament für religiöse Freiheit. Mills Freiheitsprinzip scheint eine robustere moralische Basis zu erfordern als Benthams Prinzip des Nutzens.

						Mill ist jedoch anderer Meinung. Er besteht darauf, dass die Argumentation zugunsten der individuellen Freiheit vollständig auf utilitaristischen Erwägungen beruht: »Die Bemerkung ist hier am Platze, dass ich auf jeden Vorteil verzichte, der sich für meine Beweisführung aus dem Begriff eines abstrakten, von der Vorstellung der Nützlichkeit unabhängigen Rechts ableiten ließe. Mir gilt die Nützlichkeit als der letzte Prüfstein aller ethischen Fragen; doch nur die Nützlichkeit in ihrem weitesten Sinne, sofern sie sich auf den nachhaltigen Vorteil des zur Vervollkommnung bestimmten Menschen gründet.«[2]

						Mill glaubt, wir sollten den Nutzen maximieren – doch nicht von Fall zu Fall, sondern auf lange Sicht. Und im Lauf der Zeit, so meint er, werde die Beachtung der Rechte des Einzelnen zum größten Glück der Menschen führen. Gestatte man der Mehrheit, abweichende Ansichten zum Schweigen zu bringen oder freie Denker zu zensieren, könne das den Nutzen kurzfristig vielleicht mehren, doch auf lange Sicht sei es um die Gesellschaft schlechter bestellt – sie werde weniger glücklich sein.

						Warum sollten wir davon ausgehen, dass das Wohlergehen der Gesellschaft langfristig gefördert wird, wenn wir die individuelle Freiheit und das Recht auf abweichende Meinungen hochhalten? Mill bietet mehrere Gründe dafür an: Die abweichende Ansicht kann sich als richtig oder teilweise richtig erweisen und so ein Korrektiv zur vorherrschenden Meinung darstellen. Und selbst wenn das nicht der Fall ist, wird die vorherrschende Meinung, wenn man sie einem lebhaften Wettstreit der Ideen unterwirft, davor bewahrt, in Dogma und Vorurteil zu erstarren. Letztlich wird eine Gesellschaft, die ihre Mitglieder dazu zwingt, Bräuche und Konventionen widerspruchslos zu übernehmen, wahrscheinlich in verdummende Konformität verfallen und sich der Energie und Vitalität berauben, die gesellschaftliche Verbesserungen in Gang setzen.

						Mills Spekulationen über die heilsamen Wirkungen der Freiheit sind durchaus plausibel. Doch sie liefern keine überzeugende moralische Grundlage für die Rechte des Einzelnen, und zwar aus mindestens zwei Gründen: Wenn, erstens, die individuellen Rechte respektiert werden, um sozialen Fortschritt zu ermöglichen, liefert man diese Rechte dem Zufall aus. Nehmen wir an, einer Gesellschaft gelingt es, mit despotischen Mitteln das langfristige Glück ihrer Mitglieder sicherzustellen – müsste der Utilitarist dann nicht zu dem Schluss kommen, in einer solchen Gesellschaft seien individuelle Rechte nicht erforderlich? Zweitens: Wenn Rechte mit utilitaristischen Erwägungen begründet werden, blendet man aus, dass einem Individuum, ganz unabhängig von den Auswirkungen auf das Allgemeinwohl, gegebenenfalls Schaden zugefügt wird. Wenn die Gesellschaft die Anhänger eines unbeliebten Glaubens verfolgt: Fügt sie dann nicht ihnen als Individuen ein Unrecht zu – ungeachtet aller schädlichen Wirkungen, die eine solche Intoleranz im Lauf der Zeit auf die Gesellschaft insgesamt ausüben würde?

						Auf diese Herausforderungen hat Mill eine Antwort, die ihn jedoch weit über die Grenzen der utilitaristischen Moral hinausträgt: Es sei falsch, jemanden dazu zu zwingen, entsprechend den Bräuchen oder der Konvention oder der vorherrschenden Meinung zu leben, erklärt Mill, weil er dadurch daran gehindert werde, das höchste Ziel menschlichen Lebens zu erreichen: die vollständige und freie Entwicklung seiner Fähigkeiten. Mill zufolge ist Konformität der Feind des guten Lebens.

						
							Die Eigenschaften der Wahrnehmung, des Urteils, des Unterscheidungsvermögens, der geistigen Strebsamkeit und selbst der sittlichen Neigungen werden nur geübt, wo man seine eigene Wahl trifft. Wer aber etwas tut, weil es so Sitte ist, trifft keine Wahl. Er erlangt keine Fertigkeiten, das Gute zu unterscheiden oder zu wünschen. Diese Kräfte des Geistes und der Sittlichkeit werden wie die des Körpers nur durch Übung vervollkommnet. (…) Wer sich von der Welt oder seiner Umgebung seinen Lebenslauf vorzeichnen lässt, bedarf keiner anderen Fähigkeiten, als der der affenartigen Nachahmung. Wer sich seinen Plan selbst macht, bringt alle seine Fähigkeiten in Anwendung.[3]

						

						Mill räumt ein, dass jemand, der sich nach Konventionen richtet, auf einen zufriedenstellenden Lebensweg geführt werden und dem Unglück aus dem Weg gehen kann. »Allein welche Stufe auf der Leiter des Menschenwerts wird er dann einnehmen?«, fragt er. »In der Tat ist es von Bedeutung, nicht allein, was durch die Menschen geschieht, sondern auch, was für eine Art Menschen es sind, durch die etwas geschieht.«[4]

						Demnach sind es nicht nur die Handlungen und Folgen, auf die es letztlich ankommt – auch die Persönlichkeit zählt. Für Mill ist Individualität keine Frage des persönlichen Glücks, sondern eher des Charakters, den sie widerspiegelt. »Wer keine eigenen Wünsche und Antriebe hat, besitzt so wenig einen Charakter, wie eine Dampfmaschine einen Charakter hat.«[5]

						Mills Lobgesang auf die Individualität gehört zu den brillantesten Stellen von Über die Freiheit. Doch er ist auch eine Art Ketzerei. Da er an moralische Ideale jenseits der Nützlichkeit appelliert – Ideale des Charakters und der menschlichen Entwicklung – handelt es sich hierbei nicht mehr um eine Ausarbeitung von Benthams Prinzipien, sondern um eine Abkehr von ihnen, auch wenn Mill das Gegenteil behauptet.

					
					
						
							Höhere Freuden

						
						Auch Mills Antwort auf den zweiten Einwand gegen den Utilitarismus – dass er alle Werte auf eine einzige Skala reduziert – stützt sich auf moralische Ideale, die frei von Nutzenerwägungen sind. In seinem Werk Utilitarismus (1861) – einem langen Aufsatz, den Mill kurz nach Über die Freiheit verfasste – versucht er zu zeigen, dass Utilitaristen höhere Freuden von niedrigeren Freuden unterscheiden können.

						Für Bentham ist Lust Lust und Unlust Unlust. Ob eine Erfahrung besser oder schlechter ist als eine andere, lässt sich nur aufgrund der Intensität und Dauer der Lust oder Unlust beurteilen, die sie hervorruft. Die sogenannten höheren Freuden oder nobleren Tugenden sind einfach jene, die stärkere und längere Lust bereiten. Bentham erkennt keine qualitativen Unterschiede zwischen Freuden an. »Wenn die Quantität der Lust gleich ist«, schreibt er, »ist Push-Pin ebenso gut wie Poesie«.[6] (Push-Pin ist ein Spiel für Kinder.)

						Benthams Utilitarismus ist unter anderem wegen dieses unvoreingenommenen Denkens so attraktiv. Er nimmt die Menschen, wie sie sind, ohne ihre Vorlieben einer moralischen Beurteilung zu unterziehen. Bentham hält es für anmaßend, bestimmte Freuden prinzipiell höher zu schätzen als andere. Manche Menschen mögen Mozart, andere Madonna. Manche mögen Ballett, andere Bowling. Einige lesen Platon, andere Penthouse. Wer kann schon sagen, könnte man mit Bentham fragen, welche Freuden wertvoller oder nobler sind als andere?

						Die Weigerung, höhere von niedrigeren Freuden zu unterscheiden, hängt mit Benthams Überzeugung zusammen, dass alle Werte auf einer einzigen Skala zu messen und zu vergleichen seien. Erfahrungen unterscheiden sich demnach in der von ihnen erzeugten Lust oder Unlust nur quantitativ, nichtqualitativ.

						Manche Menschen wenden sich aus genau diesem Grund gegen den Utilitarismus: Sie glauben, bestimmte Freuden seien tatsächlich »höher« als andere. Wenn sie recht haben, so stellt sich die Frage, warum die Gesellschaft alle Vorlieben gleichbewerten oder gar die Summe all dieser Vorlieben als höchstes Gut betrachten sollte.

						Sehen wir uns noch einmal die Römer an, die im Kolosseum den Löwen Christen zum Fraß vorwarfen. Ein Einwand gegen das blutige Schauspiellautet, dass es die Rechte der Opfer missachtet. Ein weiterer Einwand ist aber, dass es eher perverse als noble Freuden hervorruft. Wäre es nicht besser, diese Vorlieben zu ändern, statt sie zu befriedigen?

						Es heißt, die Puritaner hätten die Bärenhatz nicht wegen der den Bären zugefügten Schmerzen verboten, sondern wegen des Vergnügens, das sie den Zuschauern bereitete. Die Bärenhatz ist nichtmehr besonders populär, doch Hunde- und Hahnenkämpfe üben weiterhin einen gewissen Reiz aus; in manchen Rechtsordnungen sind sie verboten. Solche Verbote werden unter anderem dadurch gerechtfertigt, dass Grausamkeit gegen Tiere verhindert werden soll. Doch Gesetze dieser Art dürften auch ein moralisches Urteil widerspiegeln, wonach es verabscheuenswert ist, aus Hundekämpfen Vergnügen zu ziehen – eine zivilisierte Gesellschaft sollte so etwas unterbinden. Um sich diesem Urteil anzuschließen, muss man kein Puritaner sein.

						Bentham betrachtete alle Vorlieben unvoreingenommen, was einige interessante Fragen aufwirft. Wenn etwa mehr Menschen lieber bei Hundekämpfen zusehen als Gemälde von Rembrandt zu betrachten: Sollte die Gesellschaft dann eher Arenen für Hundekämpfe subventionieren als Museen? Wenn gewisse Freuden niedrig und erniedrigend sind: Warum sollten sie bei der Gesetzgebung überhaupt berücksichtigt werden?

						Mill versucht, den Utilitarismus gegen diese Einwände zu imprägnieren. Anders als Bentham hält er es für möglich, zwischen höheren und niedrigeren Freuden zu unterscheiden, also die Qualität und nicht bloß die Quantität oder Intensität unserer Begierden zu bewerten. Und er glaubt, diese Unterscheidung treffen zu können, ohne sich auf andere Moralvorstellungen als die der Nutzenerwägung selbst zu berufen.

						Als Erstes betet Mill das Glaubensbekenntnis des Utilitarismus herunter: »Handlungen [sind] insoweit und in dem Maße moralisch richtig (…), als sie die Tendenz haben, Glück zu befördern, und insoweit falsch, als sie die Tendenz haben, das Gegenteil von Glück zu bewirken. Unter ›Glück‹ ist dabei Lust und das Freisein von Unlust, unter ›Unglück‹ Unlust und das Fehlen von Lust verstanden.« Zudem bekräftigt er die »Lebensauffassung, auf der diese Theorie der Moral wesentlich beruht: dass Lust und das Freisein von Unlust die einzigen Dinge sind, die als Endzwecke wünschenswert sind, und dass alle anderen wünschenswerten Dinge (…) entweder deshalb wünschenswert sind, weil sie selbst lustvoll sind, oder weil sie Mittel sind zur Beförderung von Lust und zur Vermeidung von Unlust«.[7]

						Obwohl Mill daran festhält, dass es allein auf Lust und Unlust ankommt, erkennt er an, dass »einige Arten der Freude wünschenswerter und wertvoller sind als andere.« Wie können wir nun wissen, welche Arten der Lust qualitativ höher stehen? Mill schlägt einen einfachen Test vor: »Von zwei Freuden ist diejenige wünschenswerter, die von allen oder nahezu allen, die beide erfahren haben – ungeachtet des Gefühls, eine von beiden aus moralischen Gründen vorziehen zu müssen – entschieden bevorzugt wird.«[8]

						Dieser Test besitzt einen klaren Vorzug: Er geht nicht von der utilitaristischen Vorstellung aus, dass die Moral vollständig und unmittelbar auf unseren Begierden beruht. So »wird der einzige Beweis dafür, dass etwas wünschenswert ist, der sein, dass die Menschen es tatsächlich wünschen«, schreibt Mill.[9]

						Als Möglichkeit, qualitative Unterscheidungen zwischen verschiedenen Freuden zu treffen, scheint dieser Test einen auf der Hand liegenden Einwand zu provozieren: Ist es nicht häufig so, dass wir die niedrigeren Freuden den höheren vorziehen? Liegen wir nicht manchmal lieber auf dem Sofa und sehen uns im Fernsehen Sitcoms an, statt Platon zu lesen oder in die Oper zu gehen? Und ist es nicht möglich, diese wenig anspruchsvollen Erlebnisse vorzuziehen, ohne sie für besonders wertvoll zu halten?

					
					
						
							Shakespeare versus Die Simpsons

						
						Wenn ich Mills Darstellung höherer Freuden mit meinen Studenten diskutiere, probiere ich eine Version dieses Tests aus. Ich zeige den Studenten drei Beispiele für populäre Unterhaltung: einen Schaukampf im Wrestling (bei diesem lärmenden Spektakel schlagen die Wrestler mit Klappstühlen aufeinander ein), einen von einem Shakespeare-Schauspieler vorgetragenen Hamlet-Monolog und einen Ausschnitt aus Die Simpsons. Dann stelle ich zwei Fragen: Welcher dieser Ausschnitte hat Ihnen am besten gefallen, welchen fanden Sie am vergnüglichsten? Und welcher ist Ihrer Ansicht nach der kulturell hochwertigere?

						Die Simpsons erhielten ausnahmslos die meisten Stimmen für die vergnüglichste Vorstellung, gefolgt von Shakespeare. (Ein paar tapfere Seelen gaben ihre Vorliebe für die Wrestler zu.) Bei der zweiten Frage stimmten die Studenten mit überwältigender Mehrheit für Shakespeare.

						Die Ergebnisse dieses Experiments stellen Mills Test auf eine harte Probe. Viele Studenten sehen lieber Homer Simpson, glauben jedoch weiterhin, der Hamlet-Monolog biete eine gehobenere Freude. Zugegeben, mancher wird Shakespeare als höherwertig hinstellen, weil er in einem Seminar sitzt und nicht als Banause erscheinen will. Und einige Studenten meinen, die Simpsons mit ihrer subtilen Mischung aus Ironie, Humor und Gesellschaftskritikkönnten es mit der Kunst Shakespeares durchaus aufnehmen. Wenn aber die meisten, die beides erlebt haben, lieber die Simpsons sehen, dürfte Mill Schwierigkeiten haben, zu dem Schluss zu kommen, dass Shakespeare qualitativ höher stehe.

						Und doch möchte Mill die Vorstellung nicht aufgeben, dass manche Arten zu leben edler sind als andere, selbst wenn die Menschen, die entsprechend leben, weniger leicht zufriedenzustellen sind. »Ein höher begabtes Wesen verlangt mehr zu seinem Glück, ist wohl auch größeren Leidens fähig (…), aber trotz dieser Gefährdungen wird es niemals in jene Daseinsweise absinken wollen, die es als niedriger empfindet.« Warum aber sind wir nicht bereit, ein anspruchsvolles Leben, das unsere höheren Fähigkeiten fordert, gegen ein Leben niedriger Zufriedenheit einzutauschen? Mill glaubt, das habe mit »der Freiheitsliebe, dem Streben nach Unabhängigkeit« zu tun, und kommt zu dem Schluss, »am zutreffendsten wird es als ein Gefühl der Würde beschrieben, das allen Menschen in der einen oder anderen Weise (…) zu eigen ist«.[10]

						Mill räumt ein, dass »gelegentlich, unter dem Einfluss der Versuchung«, selbst der Beste höhere Freuden zugunsten niedrigerer zurückstelle. Ab und zu gibt haltjeder dem Impuls nach, zur Couch-Potato zu degenerieren. Das heißt jedoch nicht, dass wir den Unterschied zwischen Rembrandt und Reality-TV nicht kennen. Diesen Punkt stellt Mill in einer bemerkenswerten Passage heraus: »Es ist besser, ein unzufriedener Mensch zu sein als ein zufriedenes Schwein; besser ein unzufriedener Sokrates als ein zufriedener Narr. Und wenn der Narr oder das Schwein anderer Ansicht sind, dann deshalb, weil sie nur die eine Seite der Angelegenheit kennen.«[11] Mills Glaube an den Wert der höheren menschlichen Fähigkeiten ist überzeugend – folgt aber nicht der utilitaristischen Logik. Für die Beurteilung, was hoch und was niedrig ist, werden nicht mehr allein die faktischen Begierden herangezogen. Die Norm leitet sich nun aus einem Ideal der menschlichen Würde ab, das von unseren Wünschen und Begierden unabhängig ist. Die höheren Freuden sind nicht höher, weil wir sie bevorzugen; sondern wir ziehen sie vor, weil wir sie als höher erkennen. Wir halten Hamlett nicht deshalb für hohe Kunst, weil wir das Stück lieber mögen als niedrigere Unterhaltungsmöglichkeiten, sondern weil es uns herausfordert und menschlich bereichert.

						Mit den Rechten des Einzelnen verhält es sich wie mit den höheren Freuden: Mill schützt den Utilitarismus vor dem Vorwurf, er reduziere alles auf eine grobe Kalkulation von Lust und Unlust – doch nur um den Preis, dass er ein moralisches Ideal der menschlichen Würde und Persönlichkeit heranzieht, das frei von Nutzenerwägungen ist.

						 

						Von den zwei Gründungsvätern des Utilitarismus war Mill der humanere, Bentham der konsistentere Philosoph. Bentham starb 1832 mit 84 Jahren. Doch wer nach London fährt, kann ihn noch heute besuchen. In seinem Testament bestimmte er, dass sein Leichnam konserviert, einbalsamiert und ausgestellt werden solle. Und so kann man ihn am Londoner University College finden, wo er gedankenverloren in seiner authentischen Kleidung in einem Glaskasten sitzt.

						Kurz vor seinem Tod stellte sich Bentham eine mit seiner Philosophie in Einklang stehende Frage: In welcher Weise könnte ein Toter für die Lebenden nützlich sein? Eine Möglichkeit, schloss er, bestünde darin, den Leichnam dem Studium der Anatomie zuzuführen. Im Falle großer Philosophen sei es jedoch besser, die physische Präsenz zu bewahren, um so künftige Generationen von Denkern zu inspirieren.[12] Bentham sah sich selbst in dieser zweiten Kategorie.

						Bescheidenheit gehörte in der Tat nicht zu Benthams offenkundigen Charakterzügen. Nicht nur, dass er strikte Anweisungen zur Aufbewahrung und Ausstellung seines Körpers gab – er regte auch an, seine Freunde und Schüler sollten sich jedes Jahr versammeln, um »des Begründers des utilitaristischen Moral- und Gesetzgebungssystems zu gedenken«. Und bei dieser Gelegenheit sollten sie Bentham ausstellen.[13]

						Seine Bewunderer taten ihm den Gefallen. Benthams »Autoikone« (so hat er sie genannt) war sogar bei der Gründung der International Bentham Society in den 80ern präsent. Und es heißt, der ausgestopfte Bentham werde zu Konferenzen des Führungsgremiums herangekarrt, wo er in den Protokollen als »anwesend, aber nicht an der Abstimmung beteiligt« geführt werde.[14]

						Trotz Benthams sorgfältiger Planung ging die Einbalsamierung seines Kopfes schief, und so hält er heute mit einem Wachskopf Wache. Sein echter Kopf, der inzwischen in einem Keller aufbewahrt wird, wurde für einige Zeit auf einer Platte zwischen seinen Füßen ausgestellt, aber von Studenten gestohlen und erst gegen Zahlung einer wohltätigen Spende zurückgegeben.[15]

						Sogar im Tod fördert Jeremy Bentham also das größte Glück der größten Zahl.

					
				
					3 Besitzen wir uns selbst?

					LIBERTARIANISMUS

				In jedem Herbst veröffentlicht die Zeitschrift Forbes eine Liste der 400 reichsten Amerikaner. Für mehr als ein Jahrzehnt stand Microsoft-Gründer Bill Gates III an der Spitze der Liste, so auch 2008, als Forbes sein Nettovermögen auf 57 Milliarden Dollar schätzte. Zu dem Klub gehören unter anderem auch der Investor Warren Buffett (mit 50 Milliarden auf Rang zwei), die Eigentümer von Wal-Mart, die Gründer von Google und Amazon, eine Reihe von Leuten aus der Ölbranche, Hedgefonds-Manager, Medienmogule und Immobilien-Tycoons, die Fernseh-Talkmasterin Oprah Winfrey (mit 2,7 Milliarden auf Rang 155) und George Steinbrenner, Eigner der New York Yankees (mit 1,3 Milliarden auf dem letzten Rang).[1]
Der Reichtum an der Spitze der amerikanischen Wirtschaft ist selbst in wirtschaftlich schwierigen Zeiten so unermesslich, dass es kaum ausreicht, einfacher Milliardär zu sein, um in die Forbes-Liste aufgenommen zu werden. Tatsächlich besitzt ein Prozent der Amerikaner mehr als ein Drittel des Gesamtvermögens – mehr als das Vermögen der unteren 90 Prozent aller amerikanischen Familien zusammen. Die oberen zehn Prozent der amerikanischen Haushalte nehmen 42 Prozent des Gesamteinkommens ein und besitzen 71 Prozent des gesamten Vermögens.[2]
In den USA ist die wirtschaftliche Ungleichheit stärker ausgeprägt als in anderen Demokratien. Manche Leute meinen, eine solche Ungleichheit sei ungerecht, und sind dafür, die Reichen zu besteuern, um den Armen zu helfen. Andere sind damit nicht einverstanden. Sie sagen, an wirtschaftlicher Ungleichheit sei nichts unfair, vorausgesetzt, sie komme ohne Gewalt oder Betrug zustande, sondern aufgrund unternehmerischer Entscheidungen.
Wer hat recht? Wer glaubt, Gerechtigkeit bedeute Maximierung des Glücks, dürfte aus folgenden Gründen eine Umverteilung des Wohlstands befürworten: Nehmen wir an, wir holen uns eine Million Dollar von Bill Gates und verteilen sie unter 100 bedürftigen Empfängern, was für jeden 10000 Dollar ergibt. Das allgemeine Glück würde dann wahrscheinlich zunehmen. Gates würde das Geld kaum vermissen, während alle Empfänger der 10000 Dollar vermutlich glücklich über den unverhofften Geldsegen wären. Ihr kollektiver Nutzen nähme stärker zu, als der von Bill Gates abnähme.
Mit Hilfe der utilitaristischen Logik ließe sich eine ziemlich radikale Umverteilung des Reichtums begründen; sie würde uns dazu anhalten, Geld von den Reichen zu den Armen zu transferieren, bis der letzte Dollar, den wir Gates wegnehmen, ihn ebenso sehr schmerzt, wie er dem Empfänger hilft.
Dieses Szenario frei nach Robin Hood sieht sich mindestens zwei Einwänden ausgesetzt – einer stammt aus dem utilitaristischen Denken, der andere von außerhalb. Der erste Einwand betrifft die Besorgnis, hohe Steuersätze (speziell auf die Einkommen) würden den Anreiz für Arbeit und Investitionen verringern, was zu einem Rückgang der Produktivität führen würde. Wenn der wirtschaftliche Kuchen schrumpfe und weniger zu verteilen bliebe, könne das allgemeine Wohlstandsniveau sinken. Bevor der Utilitarist also Bill Gates und Oprah Winfrey hoch besteuert, müsste er fragen, ob sie deswegen weniger arbeiten und weniger verdienen würden – was wiederum den Betrag verringern müsste, der zur Umverteilung an die Bedürftigen verfügbar wäre.
Der zweite Einwand verwirft diese Berechnungen als nebensächlich. Er geht von der Überlegung aus, dass es ungerecht sei, die Reichen zu besteuern, um den Armen zu helfen, weil damit ein Grundrecht verletzt werde. Wenn man von Gates und Winfrey ohne deren Einwilligung Geld nehme, selbst wenn es einer guten Sache diene, sei dies eine Zwangsmaßnahme, die gegen ihre Freiheit verstoße, mit dem Geld zu tun, was ihnen beliebt. Jene, die sich mit diesen Gründen gegen eine Umverteilung stellen, werden oft als »Libertarianer« oder »Libertarier« bezeichnet.[3]
Die Libertarianer befürworten uneingeschränkte Märkte und sind gegen eine Regulierung durch den Staat – nicht im Namen der ökonomischen Effizienz, sondern im Namen der Freiheit. Ihre zentrale Behauptung läuft darauf hinaus, dass wir alle das Recht haben, mit unserem Eigentum zu machen, was immer wir wollen, vorausgesetzt, wir achten das Recht der anderen, es ebenso zu halten.

					
						Der minimale Staat

					
					Falls die libertarianische Theorie zutrifft, schränken viele Aktivitäten des modernen Staates die Freiheit illegitimerweise ein. Nur ein minimaler Staat – der Verträge durchsetzt, privates Eigentum vor Diebstahl schützt und den Frieden bewahrt – ist mit der libertarianischen Rechtstheorie vereinbar. Jeder Staat, der darüber hinausgeht, ist moralisch nicht zu rechtfertigen.

					Der Libertarianer verwirft drei Arten der Politik und der Gesetze, die moderne Staaten gewöhnlich erlassen:

					1. Kein Paternalismus. Libertarianer sind gegen Gesetze, die Menschen davor schützen sollen, sich selbst Leid zuzufügen. Vorgeschriebene Sicherheitsgurte sind dafür ein gutes Beispiel, ebenso wie die Helmpflicht für Motorradfahrer. Selbst wenn es gefährlich ist, ohne Helm Motorrad zu fahren, und selbst wenn die Helmpflicht Leben rettet und verheerenden Verletzungen vorbeugt, meinen Libertarianer, solche gesetzlichen Vorschriften würden das Recht des Einzelnen verletzen, allein zu entscheiden, welche Risiken er auf sich nimmt. Solange kein Außenstehender verletzt wird und Motorradfahrer allein für ihre Arztrechnungen aufkommen, hat der Staat kein Recht, jemandem vorzuschreiben, welche Risiken er eingehen will.

					2. Keine Moral. Libertarianer sind dagegen, durch gesetzlichen Zwang Tugendvorstellungen zu fördern oder die moralischen Überzeugungen der Mehrheit zum Ausdruck zu bringen. Prostitution mag vielen Menschen als moralisch verwerflich erscheinen, doch das rechtfertigt keine Gesetze, die Erwachsene daran hindern sollen, sich einvernehmlich darauf einzulassen. Es mag sein, dass manche Gemeinschaften die Homosexualität missbilligen, doch das rechtfertigt keine Gesetze, die schwulen Männern und lesbischen Frauen das Recht verweigern, den Sexualpartner selbst zu wählen.

					3. Keine Umverteilung von Vermögen. Die libertarianische Rechtstheorie schließt jedes Gesetz aus, das einige Menschen dazu verpflichtet, anderen zu helfen – das umfasst auch die Besteuerung zur Umverteilung von Vermögen. Selbst wenn es wünschenswert sein mag, dass die Begüterten die weniger Glücklichen unterstützen, etwa durch Subventionierung ihrer Gesundheitsfürsorge oder Ausbildung: Die Entscheidung, Hilfe dieser Art zu gewähren, sollte dem Einzelnen vorbehalten bleiben und nicht von der Regierung vorgeschrieben werden. Nach Ansicht des Libertarianers sind Steuern zur Umverteilung eine Form von Zwang oder gar Diebstahl. Der Staat hat ebenso wenig das Recht, begüterte Steuerzahler zur Unterstützung von Sozialprogrammen zu zwingen, wie ein wohltätiger Dieb das Recht hat, einem Reichen Geld zu stehlen und es Obdachlosen zu geben.

					Die libertarianische Philosophie ist nicht eindeutig mit dem klassischen politischen Spektrum in Einklang zu bringen. Wenn es um kulturelle Fragen wie Schulgebet, Abtreibung und Beschränkungen für Pornographie geht, sind Libertarianer alles andere als konservativ. Mit den Konservativen verbindet sie indes eine Wirtschaftspolitik des Laissez-faire. Viele Befürworter des Wohlfahrtsstaates wiederum vertreten bei Themen wie Schwulen- oder Fortpflanzungsrechten, Meinungsfreiheit und der Trennung von Kirche und Staat libertarianische Ansichten.

					Während der 80er Jahre fanden libertarianische Ideen in der marktfreundlichen und gegen staatliche Macht gerichteten Rhetorik von Ronald Reagan und Margaret Thatcher ihren Ausdruck. Als Denkschule trat der Libertarianismus schon früher in Erscheinung – gls Gegenbewegung zum Wohlfahrtsstaat. In Die Verfassung der Freiheit (1960) brachte der aus Österreich stammende Wirtschaftsphilosoph Friedrich A. Hayek (1899–9992) vor, jeder Versuch, für mehr ökonomische Gleichheit zu sorgen, sei mit Zwang verbunden und zerstöre eine freie Gesellschaft.[1] In Kapitalismus und Freiheit (1962) erklärte der amerikanische Ökonom Milton Friedman(1912–2006),viele weithin akzeptierte staatliche Aktivitäten seien illegitime Eingriffe in die Freiheit des Einzelnen. Eine Sozialversicherung oder ein vorgeschriebenes, vom Staat getragenes Rentenprogramm gehören zu seinen bevorzugten Beispielen: »Wenn jemand es bewusst vorzieht, für den Augenblick zu leben und seine Mittel für seinen gegenwärtigen Zeitvertreib zu verwenden, dabei mit voller Absicht ein armseliges Alter in Kauf nehmend, woher nehmen wir dann das Recht, ihn daran zu hindern?«, fragt Friedman. Wir könnten ihn zwar dazu zwingen, für den Ruhestand vorzusorgen, »aber haben wir das Recht, ihn unter Zwang daran zu hindern, das zu tun, was er tun möchte?«[2]

					Mit ähnlicher Begründung spricht sich Friedman gegen gesetzliche Mindestlöhne aus. Die Regierung hat demnach kein Recht, Arbeitgeber daran zu hindern, jeden beliebig niedrigen Lohn zu zahlen, den Arbeiter bereitwillig akzeptieren. Die Regierung verletze auch individuelle Rechte, wenn sie Gesetze gegen Diskriminierung am Arbeitsplatz erlasse. Wenn Arbeitgeber aufgrund von Rasse, Religion oder eines beliebigen anderen Kriteriums diskriminieren wollten, so habe der Staat kein Recht, sie daran zu hindern. Nach Friedmans Ansicht »beinhaltet eine derartige Gesetzgebung ganz offensichtlich eine Einmischung in die Freiheit der Einzelnen, mit anderen freiwillige Beziehungen einzugehen«.[3]

					Auch die Forderung nach Berufszulassungen schmälert für Friedman das Recht der freien Wahl. Wenn ein nicht ausgebildeter Friseur dem Publikum seine unter dem Standard des Fachmanns liegenden Dienste anbieten wolle und einige Kunden bereit seien, es mit einem billigen Haarschnitt zu versuchen, habe der Staat kein Recht, den Handel zu verbieten. Friedman dehnt diese Logik sogar auf Ärzte aus. Wenn ich eine günstige Blinddarmentfernung wünsche, sollte es mir freistehen, nach Belieben jemanden für diese Aufgabeanzuheuern, ob er nun eine Approbation vorweisen kann oder nicht. Auch wenn es zutreffe, dass die meisten eine Garantie für die Kompetenz ihres Arztes wünschen, könne der Markt einschlägige Informationen liefern. Anstatt sich auf die staatlichen Qualifikationsnachweise zu verlassen, könnten Patienten private Bewertungsdienste wie Consumer Reports oder das Gütesiegel von Good Housekeeping zu Rate ziehen.[4]

				
					
						Die Philosophie des freien Marktes

					
					In Anarchie, Staat, Utopia (1974) legt Robert Nozick eine philosophische Verteidigung libertarianischer Grundsätze vor, die zugleich vertraute Vorstellungen von Verteilungsgerechtigkeit in Frage stellt. Er beginnt mit der Behauptung, die Rechte des Einzelnen seien »so gewichtig und weitreichend«, dass »sie die Frage aufwerfen, was der Staat und seine Bediensteten überhaupt tun dürfen«. Nozick kommt zu dem Schluss, dass »ein Minimalstaat, der sich auf eng umgrenzte Funktionen wie den Schutz gegen Gewalt, Diebstahl, Betrug oder die Durchsetzung von Verträgen beschränkt, gerechtfertigt ist; dass jeder darüber hinaus gehende Staat Rechte des Menschen, zu gewissen Dingen nicht gezwungen zu werden, verletzt und damit ungerechtfertigt ist«.[1]

					Unter allen Handlungen, zu denen niemand gezwungen werden sollte, wird vor allem die Hilfe für andere hervorgehoben. Die Reichen  zu besteuern, um den Armen zu helfen, bedeute, die Reichen  dazu zu zwingen. Das verletze ihr Recht, mit ihrem Eigentum zu tun, was ihnen beliebt.

					Laut Nozick ist an der wirtschaftlichen Ungleichheit an sich nichts falsch. Das bloße Wissen, dass die Leute aus der Forbes-Liste der reichsten 400 viele Milliarden besitzen, während andere ohne einen Cent dastehen, erlaubt es einem nicht, irgendwelche Schlüsse zu ziehen, wie gerecht oder ungerecht diese Konstellation sei. Nozick verwirft die Vorstellung, eine gerechte Verteilung solle strukturell zu gleichem Einkommen oder gleichem Nutzen oder gleicher Befriedigung der Grundbedürfnisse führen. Entscheidend sei, wie es zu dieser Verteilung gekommen ist.

					Nozick verwirft Theorien der Gerechtigkeit, die sich an Strukturen orientieren, zugunsten jener Theorien, die Entscheidungen anerkennen, welche die Menschen auf freien Märkten getroffen haben. Er meint, Verteilungsgerechtigkeit hänge lediglich von zwei Erfordernissen ab: der Gerechtigkeit hinsichtlich ursprünglicher Besitztümer und der Gerechtigkeit hinsichtlich ihrer Weitergabe.[2]

					Das erste Kriterium fragt, ob man von Anfang an legitimer Eigentümer der Mittel war, mit denen man sein Geld gemacht hat. (Wer mit dem Verkauf gestohlener Güter ein Vermögen gemacht hat, hätte kein Recht auf die Erträge.) Das zweite fragt, ob man sein Geld entweder durch freien Austausch auf dem Markt oder durch die freiwilligen Gaben eines anderen erhalten hat. Können beide Fragen mit ja beantwortet werden, hat man Anspruch auf das, was man besitzt, und der Staat darf es einem nicht nehmen, ohne dass man damit einverstanden ist. Vorausgesetzt, niemand beginnt mit einem unzulässig erworbenen Vermögen, ist demnach jede aus einem freien Markt hervorgehende Verteilung gerecht – wie gleich oder ungleich sie auch erscheinen mag.

					Nozick räumt ein, dass nicht leicht festzustellen sei, ob der ursprüngliche Besitz, aus dem die heutigen ökonomischen Positionen hervorgegangen sind, seinerseits auf gerechte oder auf unrechtmäßige Weise erworben wurde. Wie können wir wissen, in welchem Umfang die heutige Verteilung von Einkommen und Reichtum die Folge einer illegitimen Inbesitznahme von Land oder anderem Vermögen und damit von Gewalt, Diebstahl oder Betrug ist, der vielleicht schon Generationen zurückliegt? Wenn belegt werden kann, dass Personen, die es ganz nach oben geschafft haben, Nutznießer früheren Unrechts sind – etwa der Versklavung der Afroamerikaner oder der Enteignung der amerikanischen Ureinwohner – dann kann das laut Nozick rechtfertigen, diese Ungerechtigkeit durch Besteuerung, Reparationen oder andere Maßnahmen wiedergutzumachen. Es sei jedoch unbedingt festzuhalten, dass diese Maßnahmen dazu dienten, Fehler der Vergangenheit auszugleichen, und nicht dazu, größere Gleichheit um ihrer selbst willen herzustellen.

					Nozick illustriert die Verrücktheit (so sieht er das zumindest) der Umverteilung mit einem hypothetischen Beispiel anhand des Basketballers Wilt Chamberlain, dessen Salär Anfang der 70er Jahre die damals hohe Summe von 200000 Dollar pro Saison erreichte. Seit Michael Jordan in neuerer Zeit zur Basketball-Ikone geworden ist, können wir Nozicks Beispiel anhand von Jordan auf den letzten Stand bringen; ihm bezahlte man in seinem letzten Jahr mit den Chicago Bulls 31 Millionen Dollar – mehr pro Spiel, als Chamberlain in einer ganzen Saison bekam.

				
					
						Michael Jordans Geld

					
					Um die Frage nach dem ursprünglichen Besitz ausklammern zu können, sollen wir uns gemäß Nozick vorstellen, dass wir die Ausgangsverteilung von Einkommen und Besitz auf eine beliebige Struktur festlegen, die wir für gerecht halten – wenn wir das wünschen, auch auf eine vollkommen gleiche Verteilung. Nun beginnt die Basketball-Saison. Alle, die Michael Jordan spielen sehen möchten, deponieren bei jedem Kauf einer Karte fünf Dollar in einer Schachtel.Die Erträge aus der Schachtel gehen an Jordan. (Im richtigen Leben wird Jordans Gehalt natürlich von den Eigentümern der Mannschaft bezahlt. Nozicks vereinfachende Annahme – die Fans bezahlen Jordan direkt – tst eine Möglichkeit, sich auf einen bestimmten Aspekt zu konzentrieren: den freiwilligen Tausch.)

					Weil viele Menschen scharf darauf sind, Jordan spielen zu sehen, kommen eine Menge Zuschauer, und die Schachtel füllt sich. Am Ende der Saison hat Jordan 31 Millionen eingenommen, weit mehr als jeder andere Spieler. Daraus ergibt sich, dass die ursprüngliche Verteilung – die wir als gerecht ansehen – nicht länger besteht. Jordan hat mehr, andere haben weniger. Doch die neue Verteilung kam durch absolut freiwillige Entscheidungen zustande. Wer hat nun einen Grund, sich zu beschweren? Jedenfalls nicht die, die bezahlt haben, um Jordan spielen zu sehen, denn sie haben sich aus freiem Willen dazu entschieden, Karten zu kaufen. Aber auch nicht jene, die Basketball nicht mögen und zu Hause geblieben sind. Sie haben schließlich keinen Cent für Jordan ausgegeben und sind nicht schlechter dran als zuvor. Und ganz sicher nicht Jordan selbst – er hatte sich ja entschieden, für ein hübsches Einkommen Basketball zu spielen.[1]

					Nozick glaubt, ein solches Szenario illustriere zwei Probleme der Theorien von Verteilungsgerechtigkeit, die sich an Strukturen orientieren. Erstens bringe die Freiheit Strukturen durcheinander. Jeder, der ökonomische Ungleichheit für ungerecht hält, wird wiederholt und ständig in den freien Markt eingreifen müssen, um die Auswirkungen der von den Menschen getroffenen Entscheidungen rückgängig zu machen. Zweitens würden mit Eingriffen dieser Art – tordan wird besteuert, um Programme zur Hilfe für Benachteiligte zu finanzieren – nicht nur die Ergebnisse freiwilliger Transaktionen umgeworfen; sie verletzen auch Jordans Rechte, weil ihm seine Einkünfte genommen werden; letztlich wird er gegen seinen Willen gezwungen, einen wohltätigen Beitrag zu leisten.

					Was genau ist falschdaran, Jordans Einkünfte zu besteuern? Laut Nozick steht moralisch gesehen mehr auf dem Spiel als nur Geld. Er glaubt, hier gehe es um nichts weniger als die Freiheit des Menschen. Das begründet er so: »Die Besteuerung von Arbeitsverdiensten ist mit Zwangsarbeit gleichzusetzen.«[2] Denn wenn der Staat das Recht habe, einen gewissen Teil meiner Einkünfte zu beanspruchen, dann habe er auch das Recht, einen gewissen Teil meiner Zeit zu beanspruchen. Statt, sagen wir, 30 Prozent meines Einkommens zu nehmen, könnte er mir ebenso gut die Anweisung geben, 30 Prozent meiner Zeit für ihn zu arbeiten. Wenn aber der Staat mich zwingen kann, zu seinen Gunsten zu schuften, macht er letztlich Eigentumsrechte an mir geltend:

					
						Nimmt man jemandem die Früchte seiner Arbeit weg, so ist das gleichbedeutend damit, dass man ihm Stunden wegnimmt und von ihm bestimmte Tätigkeiten verlangt. Wenn jemand gezwungen wird, eine Zeitlang eine bestimmte Arbeit oder unentgeltliche Arbeit zu leisten, so wird unabhängig von seinem Willen entschieden, was er tun muss und für welche Zwecke er arbeiten muss. Dadurch werden die anderen zu Teileigentümern, sie erlangen ein Eigentumsrecht über ihn.[3]

					

					Diese Argumentation bringt uns zum moralischen Knackpunkt der libertarianischen Behauptung: der Idee des »Selbsteigentums« (der Vorstellung, jeder sei Besitzer seiner selbst). Wenn ich mich selbst besitze, muss ich auch Besitzer meiner Arbeit sein. (Wenn ein anderer mir befehlen könnte zu arbeiten, wäre dieser mein Herr, und ich wäre sein Sklave.) Wenn ich aber Eigentümer meiner Arbeit bin, muss ich auch das Recht auf die Früchte meiner Arbeit haben.(Wenn ein anderer ein Recht auf meine Einkünfte hätte, besäße dieser meine Arbeit und wäre somit mein Eigentümer.) Deshalb verletze es laut Nozick Michael Jordans Rechte, wenn sein Einkommen von 31 Millionen besteuert würde, um den Armen zu helfen. Denn damit werde letztlich festgestellt, dass der Staat oder die Gemeinschaft zum Teil sein Eigentümer sei.

					Der Libertarianer erkennt also eine moralische Kontinuität von der Besteuerung (man nimmt mir meine Einkünfte) über die Zwangsarbeit (man nimmt meine Arbeitskraft an sich) bis hin zur Sklaverei (man bestreitet, dass ich mich selbst besitze).

					Selbstverständlich beansprucht auch eine stark progressive Einkommenssteuer niemals 100 Prozent vom Einkommen irgendeines Bürgers. Demnach behauptet der Staat keineswegs, seine Steuerzahler vollständig zu besitzen. Doch Nozick besteht darauf, dass der Staat daran festhält, zumindest einen Teil von uns zu besitzen – welcher Anteil das ist, entspricht dem Teil unseres Einkommens, den wir abführen müssen, um Anliegen zu unterstützen, die über den Minimalstaat hinausgehen.

				
					
						Besitzen wir uns selbst?

					
					Als Michael Jordan 1993 das Ende seiner Karriere als Basketballer ankündigte, war die Trauer unter den Fans der Chicago Bulls groß. Später sollte er noch einmal zurückkommen und die Bulls zu drei weiteren Meisterschaften führen. Doch nehmen wir an, 1993 hätte der Stadtrat von Chicago oder auch der Kongress versucht, das Leid der Fans dadurch zu lindern, dass er beschlossen hätte, Jordan gesetzlich zu verpflichten, für ein Drittel der kommenden Saison Basketball zu spielen. Die meisten Menschen würden ein solches Gesetz als ungerecht ansehen, als Verletzung von Jordans Freiheit. Wenn aber der Kongress Jordan nicht zwingen darf, in die Basketball-Arena zurückzukehren (auch nicht für ein Drittel der Saison), mit welchem Recht zwingt er ihn dann, ein Drittel des Geldes abzuführen, das er mit dem Basketball verdient?

					Wer die Umverteilung von Einkommen durch Besteuerung befürwortet, bringt gegen die libertarianische Logik verschiedene Einwände vor. Die meisten dieser Einwände können überzeugend pariert werden.

					 

					Einwand 1: Besteuerung ist nicht so schlimm wie Zwangsarbeit. Wird man besteuert, kann man immer beschließen, weniger zu arbeiten und niedrigere Steuern zu bezahlen; wer dagegen zur Arbeit gezwungen wird, kann diese Entscheidung nicht treffen.
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